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Im folgenden abgedruckt sind als zentrale Dokumente der europäischen Inte-
gration die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates zu den Ratstagungen in
Kopenhagen und Brüssel sowie zu der Sondertagung in Brüssel. Außerdem wer-
den die Ergebnisse der vierten Direktwahl zum Europäischen Parlament doku-
mentiert. Weitere Materialien zur Europapolitik 1993/94 sind u.a. zu finden im
Amtsblatt und Bulletin der EG, im Bulletin des Presse- und Informationsamtes
der Bundesregierung sowie im Europa-Archiv.
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1. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur Ratstagung am 21. und
22. Juni 1993 in Kopenhagen

Der Europäische Rat begrüßte das Ergebnis des dänischen Referendums und die Aussicht
auf einen raschen Abschluß der Verfahren zur Ratifikation des Vertrags von Maastricht
in allen Mitgliedstaaten. Er ist der festen Überzeugung, daß mit diesem wichtigen Schritt
eine längere Zeit der Ungewißheit über den weiteren Kurs der Gemeinschaft zu Ende
geht, und daß sich die Union nunmehr mit neuer Kraft und Entschlossenheit den zahlrei-
chen inneren und äußeren Herausforderungen stellen kann, indem sie die Möglichkeiten,
die der neue Vertrag bietet, in vollem Umfang nutzt. Die vom Europäischen Rat in
Birmingham und Edinburgh aufgestellten Grundsätze in bezug auf Demokratie, Sub-
sidiarität und Offenheit werden als Richtschnur für die Durchführung des neuen Vertrags
dienen, um so die Gemeinschaft den Bürgern näherzubringen.

Besondere Aufmerksamkeit widmete der Europäische Rat auf seiner Kopenhagener
Tagung zum einen den Maßnahmen mit denen die wirtschaftlichen und sozialen Probleme
in der Gemeinschaft, insbesondere die viel zu hohe Arbeitslosigkeit, angegangen werden
sollen, und zum anderen dem breitgefächerten Themenbereich Frieden und Sicherheit in
Europa. Er räumt ein, daß die Gemeinschaft nur dann weiterhin mit einer Unterstützung
der Öffentlichkeit für den Aufbau Europas rechnen kann, wenn sie den Beweis erbringt,
daß sie zur Sicherheit und zum Wohlergehen aller Bürger beiträgt.

Die Mitglieder des Europäischen Rates hatten einen Meinungsaustausch mit dem
Präsidenten des Europäischen Parlaments. Die Erörterungen fanden vor dem Hintergrund
der größeren politischen und legislativen Rolle statt, die dem Europäischen Parlament im
Rahmen des Vertrags von Maastricht zukommen wird. Der Europäische Rat hob hervor,
daß es wichtig ist diese Bestimmungen unter voller Wahrung des vom Vertrag von
Maastricht geschaffenen institutionellen Gleichgewichts bestmöglich zu nutzen. Er betonte
zugleich, daß die nationalen Parlamente enger in die Arbeit der Gemeinschaft einbezogen
werden müssen. Er begrüßte die zunehmenden Kontakte zwischen den nationalen
Parlamenten und dem Europäischen Parlament.

1. Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Arbeitslosigkeit

Der Europäische Rat ist zutiefst besorgt über die derzeitige Arbeitslosigkeit und die
schwerwiegenden Gefahren, die mit einer Entwicklung verbunden sind, die immer mehr
Menschen in der Gemeinschaft auf Dauer vom Arbeitsmarkt abkoppelt. Der Europäische
Rat versicherte, daß die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten entschlossen sind, durch
eine klare Strategie, die sowohl kurz- als auch mittel- und langfristige Maßnahmen
umfaßt, das Vertrauen wiederherzustellen und erneut für ein nachhaltiges Wachstum zu
sorgen, die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie zu verstärken und die
Arbeitslosigkeit zu verringern.

Kurzfristige Maßnahmen
Der Europäische Rat ist übereingekommen, daß einem abgestimmten wirtschaftlichen
Vorgehen auf der Grundlage der Prinzipien des "Aktionsplans der Mitgliedstaaten und der
Gemeinschaft zur Förderung des Wachstums und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit",
den der Europäische Rat auf seiner Tagung in Edinburgh aufgestellt hat, auch weiterhin
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höchste Priorität einzuräumen ist. Er begrüßte das erste Paket nationaler und gemein-
schaftlicher Maßnahmen, das der Rat "Wirtschafts- und Finanzfragen" auf seiner Tagung
vom 19. April 1993 beschlossen hat, und nahm mit Genugtuung zur Kenntnis, daß einige
Mitgliedstaaten seither neue zusätzliche Maßnahmen mit derselben Zielsetzung durch-
geführt haben. Die Förderung von Investitionen ist von ausschlaggebender Bedeutung.

Der Europäische Rat ist sich darin einig, daß die Mitgliedstaaten auf einzelstaatlicher
Ebene diesem Ziel bei der Aufstellung ihrer nationalen Haushaltspläne für 1994 beson-
dere Bedeutung beimessen sollten. In der derzeitigen konjunkturellen Phase in Europa ist
es von besonderer Bedeutung, öffentliche Investitionen, insbesondere im Bereich der
Infrastrukturen, des Umweltschutzes und der Stadterneuerung, früher als geplant vorzu-
nehmen und private Investitionen (unter besonderer Beachtung der kleinen und mittleren
Unternehmen und des Wohnungsbaus) zu fördern. Geringere arbeitsbezogene Steuern
würden jedoch die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie fördern. In diesem
Zusammenhang sollten auch finanzpolitische Maßnahmen geprüft werden, mit denen der
Verbrauch knapper Energieressourcen gesenkt werden könnte.

Wenn auch weitergehende einzelstaatliche Maßnahmen davon abhängen, wieviel
Handlungsspielraum die einzelnen Mitgliedstaaten haben, so sollte doch dem Multiplika-
toreffekt des Binnenmarktes, der die einzelstaatlichen Maßnahmen zur Konjunkturbele-
bung verstärkt, sowie den positiven Auswirkungen einer Steigerung des Wachstums auf
die einzelstaatlichen Haushaltspläne, in vollem Umfang Rechnung getragen werden.

Auf Gemeinschaftsebene ersuchte der Europäische Rat die Europäische Investitions-
bank (EIB), in Zusammenarbeit mit der Kommission die in Edinburgh vereinbarte
befristete Fazilität von 5 Mrd. ECU um 3 Mrd. ECU aufzustocken und ihre Laufzeit über
1994 hinaus zu verlängern; 2 Mrd. ECU wären für die transeuropäischen Netze bestimmt,
und 1 Mrd. ECU würde zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der kleinen und mittleren
Unternehmen in Europa eingesetzt. Der Rat "Wirtschafts- und Finanzfragen" wird gebeten
zu prüfen, in welcher Weise für den Teil, der für die kleinen und mittleren Unternehmen
zur Verfügung steht, Zinssubventionen bis zu maximal 3 Prozentpunkten während eines
Zeitraums von fünf Jahren gewährt werden könnten. Die Zinssubvention würde (ähnlich
den bestehenden EGKS-Darlehen) von der Schaffung von Arbeitsplätzen abhängig
gemacht und im Rahmen der bestehenden finanziellen Perspektiven finanziert. Der
Europäische Rat wird den Betrag der Fazilität für kleine und mittlere Unternehmen auf
seiner Tagung im Dezember im Lichte der Verwendung dieses Betrags überprüfen.

Der Europäische Rat unterstrich die Bedeutung einer raschen Durchführung des
Strukturpolitikprogramms der Gemeinschaft für die Jahre 1994-1999. Die Durchführung
dieses Programms von 160 Mrd. ECU (real das Dreifache des Marshall-Plans) ist von
entscheidender Bedeutung für den inneren Zusammenhalt, das Wirtschaftswachstum und
die Schaffung neuer Arbeitsplätze, und zwar nicht nur in weniger begünstigten Gebieten
der Gemeinschaft, sondern EG-weit. Der Europäische Rat rief daher die Institutionen auf,
die Strukturfondsverordnungen noch vor Ende Juli 1993 förmlich anzunehmen. Er nahm
zur Kenntnis, daß der Präsident des Europäischen Parlaments diesem Ziel zustimmt. Die
Rechtsvorschriften und die praktische Durchführung sollten in vollem Umfang der in
Edinburgh erzielten Vereinbarung über das Delors-II-Paket Rechnung tragen.

Der Europäische Rat vereinbarte ferner, daß der Rat "Wirtschafts- und Finanzfragen"
zwecks vorzeitiger Inangriffnahme der im Rahmen der Strukturfonds durchzuführenden
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Investitionsvorhaben einen Vorschlag der Kommission prüfen wird, der es den Mit-
gliedstaaten ermöglichen würde, zu marktüblichen Zinssätzen Mittel bis zu maximal 5
Mrd. ECU aus einer "Überbrückungsfazilität" der Gemeinschaft zu erhalten, die bis Ende
1995 zur Verfügung stehen würde. Für die Rückzahlung dieses Gemeinschaftsdarlehens
würden Mittel aus den Strukturfonds für die darauffolgenden Jahre verwendet. Eine
ähnliche Regelung könnte für den Kohäsionsfonds gelten.

Der Europäische Rat betonte, wie wichtig es ist, daß die neuen Bestimmungen des
Vertrags von Maastricht über die Förderung transeuropäischer Netze der Spitzenqualität
im Rahmen der Förderung des wirtschaftlichen und industriellen Wachstums, des Zu-
sammenhalts, des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarktes und der Stimulierung
der europäischen Industrie zur vollen Nutzung moderner Informationstechnologien voll
ausgeschöpft werden. Der Europäische Rat forderte die Kommission und den Rat auf,
Anfang 1994 die Pläne für die Netze in allen relevanten Bereichen (Verkehr, Tele-
kommunikation und Energie) fertigzustellen, und nahm mit Befriedigung die Fortschritte
zur Kenntnis, die bei Hochgeschwindigkeitszügen, Straßen, Binnenwasserstraßen und
kombiniertem Verkehr erzielt worden sind. Ferner ersuchte er den Rat, die Vorschläge
der Kommission in bezug auf Telematiknetze rasch zu prüfen. Der Rat wird auch anhand
eines Vorschlags der Kommission die Anbindung der peripheren Mitgliedstaaten an die
zentralen Regionen der Gemeinschaft prüfen.

Die verlängerte Laufzeit und die nunmehr vereinbarte Aufstockung der in Edinburgh
beschlossenen befristeten Fazilität werden einen weiteren erheblichen Beitrag zu diesen
Netzen ermöglichen. Transeuropäische Vorhaben, die von der Gemeinschaft im Wege
einer "Erklärung des Gemeinschaftsinteresses" gebilligt worden sind, werden im Rahmen
dieses Instruments und anderer Finanzinstrumente der Gemeinschaft bevorzugt behandelt.

Mittel- und langfristige Maßnahmen zur Förderung von Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung
Der Europäische Rat war sich darin einig, daß die gesamtwirtschaftlichen Maßnahmen
durch auf die jeweiligen Gegebenheiten zugeschnittene Strukturmaßnahmen in den Mit-
gliedstaaten ergänzt werden sollten, damit eine spürbare Verringerung der viel zu hohen
Arbeitslosigkeit insbesondere unter jungen Menschen, den Langzeitarbeitslosen und den
sozial am stärksten benachteiligten Personengruppen erreicht wird.

Der Europäische Rat hörte eine Analyse des Präsidenten der Kommission über die
Wettbewerbslage der Europäischen Wirtschaft. Er stimmte dieser Diagnose uneinge-
schränkt zu.

Der Europäische Rat begrüßte den von Präsident Delors vorgestellten mittelfristigen
europäischen Plan der wirtschaftlichen Neubelebung "Wege ins 21. Jahrhundert", der
diesen Schlußfolgerungen beigefügt ist (s. Anlage I). Der Europäische Rat ersuchte die
Kommission, ein Weißbuch über eine mittelfristige Strategie für Wachstum, Wett-
bewerbsfähigkeit und Beschäftigung zu erarbeiten, das er auf seiner Tagung im Dezember
1993 prüfen will. Die Mitgliedstaaten werden der Kommission bis zum 1. September
Vorschläge zu spezifischen Aspekten vorlegen, die in diese Initiative einbezogen werden
könnten. Der Europäische Rat ersuchte die Kommission, das Weißbuch so rechtzeitig zu
erstellen, daß es bei den Vorarbeiten des Rates "Wirtschafts- und Finanzfragen" zur
Festlegung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft und ihrer Mitglied-
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Staaten berücksichtigt werden kann. Die Sozialpartner werden von der Kommission kon-
sultiert.

Der Europäische Rat erinnerte daran, daß er nach dem Vertrag über die Europäische
Union diese Grundzüge zu prüfen hat. Er ersuchte den Rat "Wirtschafts- und Finanz-
fragen", ihm auf seiner Tagung im Dezember in Brüssel auf Vorschlag der Kommission
einen Entwurf für Leitlinien zur Förderung eines dauerhaften, inflationsfreien und
umweltverträglichen Wachstums auf der Grundlage der vorstehenden Ziele zu unter-
breiten, die in den vorangehenden Absätzen betreffend die kurz- wie auch die mittel-
fristigen Aspekte dargelegt sind.

Währungs- und Wechselkurspolitik
Währungspolitik und Wechselkursstabilität sind Schlüsselfaktoren sowohl der kurz- als
auch der mittelfristigen Komponenten einer Strategie zur Wiederherstellung des Wachs-
tums und zur Verringerung der Arbeitslosigkeit. Der Europäische Rat war sich darin
einig, daß die Schaffung der haushaltspolitischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen
für eine rasche Senkung der Zinssätze in Europa und damit eine Verringerung des der-
zeitigen Abstandes zwischen den Zinssätzen in Europa und den Zinssätzen in anderen
führenden Industrieländern von vorrangiger Bedeutung ist. Schritte in diese Richtung sind
für den wirtschaftlichen Wiederaufschwung und für die Investitionsförderung in Europa
von grundlegender Bedeutung.

Der Europäische Rat prüfte die jüngsten Entwicklungen der Wechselkurse. Er vertrat
die Auffassung, daß die von den Wirtschafts- und Finanzministern auf ihrem informellen
Treffen in Kolding vereinbarten Leitlinien betreffend das Europäische Währungssystem
(EWS) in die richtige Richtung weisen. Der Europäische Rat erinnerte daran, daß die
Wechselkurspolitik aller Mitgliedstaaten eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse
ist. Er verwies auf die entscheidende Rolle des Europäischen Währungsinstituts (EWI) in
diesem Bereich. Er ersuchte die Kommission, Vorschläge für all die Maßnahmen zu
unterbreiten, die zur Durchführung der zweiten Stufe der Wirtschafts- und Währungs-
union getroffen werden müssen, damit sie so rasch wie möglich nach Inkrafttreten des
Vertrags und vor dem 1. Januar 1994 vom Rat angenommen werden können.

Internationale Aspekte
Die Wirksamkeit der Maßnahmen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten kann durch
internationale Koordinierung der Politik gesteigert werden. In diesem Zusammenhang
begrüßte der Europäische Rat die Ergebnisse der gemeinsamen Tagung der Wirtschafts-
und Finanzminister der EG und der EFTA vom April 1993 und ersuchte den Rat
"Wirtschafts- und Finanzfragen", weiterhin enge Kontakte zu den EFTA-Ländern in
diesem Bereich zu unterhalten. Was die Weltwirtschaftslage anbelangt, so erhofft sich der
Europäische Rat vom G 7-Gipfel in Tokyo eine gemeinsame Grundlage für entschlossene
Bemühungen um ein stärkeres Weltwirtschaftswachstum.

2. Der Binnenmarkt und die gemeinsamen Politiken

Zu einem Zeitpunkt, da sich immer dringender die Frage stellt, wie Wirtschaftswachstum
herbeigeführt und der Arbeitsmarkt stimuliert werden kann, stellt die Existenz eines
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großen Binnenmarktes mit 350 Millionen Menschen einen großen Vorteil für die Gemein-
schaft dar.

Der Europäische Rat begrüßte die jüngsten Beschlüsse des Rates "Binnenmarkt" und
forderte ihn auf, so rasch wie möglich die letzten noch verbleibenden Maßnahmen, die
für das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes wichtig sind, zu verabschie-
den.

Was den Verkehrsbereich angelangt, so nahm der Europäische Rat mit Genugtuung
zur Kenntnis, daß die jüngste Einigung über die Abgaben im Straßenverkehr den Weg für
eine vollständige Liberalisierung der Tätigkeiten von Güterkraftverkehrsunternehmen in
der Gemeinschaft geebnet hat, wie sie im Luft- und Seeverkehr bereits besteht.

Der Binnenmarkt ist rechtlich seit dem 1. Januar 1993 verwirklicht; es ist von ent-
scheidender Bedeutung, daß auch in der Praxis ein reibungsloses Funktionieren sicher-
gestellt wird, das zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft
beiträgt und den Bürgern möglichst große wirtschaftliche und soziale Vorteile bringt. Der
Europäische Rat forderte daher alle Beteiligten und insbesondere die Kommission und die
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit auf, damit eine effiziente
Verwaltung des Binnenmarktes mit möglichst wenig Bürokratie gewährleistet ist.

Der Europäische Rat betonte, daß der Binnenmarkt nur verwirklicht werden kann,
wenn neben den Bestimmungen über den freien Verkehr von Waren, Dienstleistungen
und Kapital auch die Bestimmungen über die Freizügigkeit gemäß Artikel 8 a des
Vertrags uneingeschränkt durchgeführt werden. Dies erfordert insbesondere Maßnahmen
der Zusammenarbeit zur Bekämpfung der Kriminalität und des Drogenhandels und zur
Gewährleistung einer wirksamen Kontrolle der Außengrenzen.

Der Europäische Rat ersuchte die zuständigen Minister, ihre Beratungen über diese
Maßnahmen vordringlich voranzubringen. In bezug auf die letzte noch ungeklärte Frage
betreffend das Übereinkommen über die Außengrenzen stellte der Europäische Rat mit
Genugtuung fest, daß die betreffenden Mitgliedstaaten ihre Entschlossenheit bekundet
haben, alles daranzusetzen, daß so bald wie möglich eine für alle annehmbare Lösung
gefunden wird.

3. GATT

Der Europäische Rat begrüßte den Bericht der Kommission über die Fortschritte, die
bislang im Rahmen der Uruguay-Runde erzielt worden sind. Er unterstrich, daß die
Gemeinschaft weiterhin eine aktive Rolle im Hinblick auf weitere Fortschritte spielen und
dabei während der gesamten Verhandlungen die europäische Identität wahren muß.

Der Europäische Rat betonte, daß der multilaterale Prozeß in Genf hinsichtlich aller
Themen, einschließlich der Landwirtschaft, so bald wie möglich wieder in Gang gebracht
werden muß, damit noch vor Jahresende eine umfassende, dauerhafte und ausgewogene
Vereinbarung getroffen werden kann. Dies sei dringend notwendig, um zu einer neuen,
auf Regeln gestützten Welthandelsordnung zu gelangen, in der einseitige Maßnahmen
ausgeschlossen sind. Ein Abschluß der Verhandlungsrunde auf dieser Grundlage wird zu
einer nachhaltigen Ausweitung des Welthandels beitragen, welche wiederum für die
Förderung des Wirtschaftswachstums und die Schaffung von Arbeitsplätzen in Europa
und überall in der Welt von entscheidender Bedeutung ist.
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Eine baldige Festlegung der wesentlichen Bestandteile einer Komponente, die einen
umfassenden Marktzugang und echte Fortschritte in den Bereichen Dienstleistungen und
geistiges Eigentum vorsieht, wobei alle GATT-Partner ihren Beitrag leisten müssen,
würde dazu beitragen, die Dynamik zu erhalten, und würde der rechtzeitigen Verabschie-
dung des Schlußpakets den Weg ebnen.

4. Erweiterung

Der Europäische Rat nahm die Fortschritte bei den Erweiterungsverhandlungen mit
Österreich, Finnland, Schweden und Norwegen zur Kenntnis. Er stellte fest, daß die
Anfangsschwierigkeiten bei der Aufnahme der Verhandlungen nunmehr überwunden sind
und die Verhandlungen immer zügiger voranschreiten. Er erinnerte daran, daß die
Verhandlungen unter Berücksichtigung der besonderen Umstände der einzelnen Beitritts-
länder so weit wie möglich parallel geführt werden.

Der Europäische Rat ersuchte die Kommission, den Rat und die Beitrittsländer, dafür
zu sorgen, daß die Verhandlungen konstruktiv und zügig geführt werden. Der Europäi-
sche Rat ist entschlossen, die angestrebte erste Erweiterung der Europäischen Union im
Einklang mit den Leitlinien des Europäischen Rates von Lissabon und Edinburgh bis zum
1. Januar 1995 verwirklicht zu sehen.

5. Beziehungen zu Malta und Zypern

Der Europäische Rat vertrat den Standpunkt, daß seine Leitlinien für die Erweiterung um
die EFTA-Länder die Situation anderer Länder, die den Beitritt zur Union beantragt
haben, nicht berühren. Die Union wird jeden dieser Beitrittsanträge gesondert prüfen.

Der Europäische Rat begrüßte die Absicht der Kommission, in Kürze ihre Stellung-
nahme zu Malta und Zypern vorzulegen. Der Rat wird diese Stellungnahmen rasch und
unter Berücksichtigung der jeweiligen besonderen Gegebenheiten in beiden Ländern
prüfen.

6. Beziehungen zur Türkei

Hinsichtlich der Türkei ersuchte der Europäische Rat den Rat, dafür zu sorgen, daß die
vom Europäischen Rat auf seiner Tagung in Lissabon vereinbarten Leitlinien über eine
intensivere Zusammenarbeit und erweiterte Beziehungen mit der Türkei im Einklang mit
den Vorgaben des Assoziierungsabkommens von 1964 und des Protokolls von 1970,
soweit sie die Schaffung einer Zollunion betreffen, nunmehr effektiv umgesetzt werden.

7. Beziehungen zu den mittel- und osteuropäischen Ländern

A) Die assoziierten Länder
i) Der Europäische Rat erörterte anhand des auf Wunsch des Europäischen Rates von

Edinburgh erarbeiteten Berichts der Kommission ausführlich die Beziehungen zwischen
der Gemeinschaft und den mittel- und osteuropäischen Ländern, mit denen die Gemein-
schaft Europaabkommen geschlossen hat oder zu schließen gedenkt ("assoziierte
Länder").
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ii) Der Europäische Rat begrüßte die mutigen Anstrengungen der assoziierten Länder
zur Modernisierung ihrer durch 40jährige Planwirtschaft geschwächten Volkswirtschaften
und zu einem raschen Übergang zur Marktwirtschaft. Die Gemeinschaft und ihre Mit-
gliedstaaten verpflichten sich, diesen Reformprozeß zu unterstützen. Frieden und Sicher-
heit in Europa hängen vom Erfolg dieser Anstrengungen ab.

iii) Der Europäische Rat hat heute beschlossen, daß die assoziierten mittel- und ost-
europäischen Länder, die dies wünschen, Mitglieder der Europäischen Union werden
können. Der Beitritt kann erfolgen, sobald ein assoziiertes Land in der Lage ist, den mit
einer Mitgliedschaft verbundenen Verpflichtungen nachzukommen und die erforderlichen
wirtschaftlichen und politischen Bedingungen zu erfüllen.

Als Voraussetzung für die Mitgliedschaft muß der Beitrittskandidat eine institutionelle
Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung
der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten verwirklicht
haben; sie erfordert ferner eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem
Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten. Die Mit-
gliedschaft setzt außerdem voraus, daß die einzelnen Beitrittskandidaten die aus einer
Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen übernehmen und sich auch die Ziele der
politischen Union sowie der Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen machen können.

Die Fähigkeit der Union, neue Mitglieder aufzunehmen, dabei jedoch die Stoßkraft der
europäischen Integration zu erhalten, stellt ebenfalls einen sowohl für die Union als auch
für die Beitrittskandidaten wichtigen Gesichtspunkt dar.

Der Europäische Rat wird weiterhin genau verfolgen, welche Fortschritte die einzel-
nen assoziierten Länder bei der Erfüllung der Voraussetzungen für einen Beitritt zur
Union erzielen werden, und wird die entsprechenden Schlußfolgerungen ziehen.

iv) Der Europäische Rat war sich darin einig, daß die künftige Zusammenarbeit mit
den assoziierten Ländern auf das nunmehr feststehende Ziel einer Mitgliedschaft abzu-
stimmen ist. In diesem Zusammenhang billigte der Europäische Rat folgendes:
- Die Gemeinschaft schlägt vor, daß die assoziierten Länder im Rahmen eines verstärk-

ten und erweiterten multilateralen Dialogs und eines abgestimmten Vorgehens bei
Fragen von gemeinsamem Interesse strukturierte Beziehungen zu den Organen der
Union aufnehmen. Das diesbezügliche Verfahren, das in Anlage II im einzelnen
dargelegt ist, sieht Dialog und Konzertierung für eine breite Palette von Themen und
in unterschiedlichen Gremien vor. Gegebenenfalls können zusätzlich zu den regel-
mäßigen Treffen zwischen dem Präsidenten des Europäischen Rates und dem
Präsidenten der Kommission und ihren Amtskollegen aus den assoziierten Ländern
gemeinsame Tagungen auf Ebene der Staats- und Regierungschefs zu spezifischen, im
voraus festgelegten Fragen stattfinden.

- In der Erkenntnis, daß der Handel beim Übergang zur Marktwirtschaft von ausschlag-
gebender Bedeutung ist, erklärte sich der Europäische Rat bereit, die Bemühungen der
Gemeinschaft zur Öffnung ihrer Märkte zu intensivieren. Er geht davon aus, daß
dieser Schritt von einem weiteren Ausbau des Handels zwischen diesen Ländern
untereinander und mit ihren traditionellen Handelspartnern flankiert wird. Er billige
die Handelszugeständnisse, die der Rat "Allgemeine Angelegenheiten" auf seiner
Tagung am 8. Juni beschlossen hat. Er ersuchte den Rat, auf Vorschlag der Kommis-
sion noch vor der Sommerpause die erforderlichen Rechtstexte zu verabschieden.
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- Die Gemeinschaft wird auch weiterhin einen erheblichen Teil der für externe Maß-
nahmen vorgesehenen Haushaltsmittel, insbesondere über das PHARE-Programm, für
die mittel- und osteuropäischen Länder einsetzen. Die Gemeinschaft wird auch in
vollem Umfang die im Rahmen der befristeten Darlehensfazilität der EIB vorgesehene
Möglichkeit nutzen, Vorhaben betreffend transeuropäische Netze, an denen die mittel-
und osteuropäischen Länder beteiligt sind, zu finanzieren. Gegebenenfalls kann ein
Teil der im Rahmen des PHARE-Programms verfügbaren Mittel nach Maßgabe der
vom Rat "Allgemeine Angelegenheiten" am 8. Juni getroffenen Vereinbarungen für
umfangreiche Infrastrukturverbesserungen eingesetzt werden.

- Der Europäische Rat begrüßte die den assoziierten Ländern eingeräumte Möglichkeit,
im Rahmen der Europaabkommen an Gemeinschaftsprogrammen teilzunehmen, und
ersuchte die Kommission, bis Ende des Jahres Vorschläge zur Öffnung weiterer Pro-
gramme für die assoziierten Länder vorzulegen und dabei von den Programmen aus-
zugehen, die den EFTA-Ländern für eine Beteiligung bereits offenstehen.

- Der Europäische Rat hob hervor, daß es von großer Bedeutung ist, solche Rechtsvor-
schriften der assoziierten Länder an das Gemeinschaftsrecht anzugleichen, die in erster
Linie die Wettbewerbsverzerrungen und ferner — im Hinblick auf den Beitritt — den
Schutz der Arbeitnehmer, der Umwelt und der Verbraucher betreffen. Er vereinbarte,
daß Beamten der assoziierten Länder Kurse über Theorie und Praxis des Gemein-
schaftsrechts angeboten werden sollen und beschloß, zur Koordinierung und Leitung
dieser Arbeiten eine Task force aus Vertretern der Mitgliedstaaten und der Kommis-
sion einzusetzen.

- Die Einzelheiten zu den vorstehenden Punkten sind in der Anlage II dargelegt.

B) Andere mittel- und osteuropäische Länder
Der Europäische Rat erörterte die Wirtschaftslage in Albanien. Er begrüßte die Schlußfol-
gerungen des Rates "Wirtschafts- und Finanzfragen" vom 7. Juni sowie die Tatsache, daß
die Gemeinschaft das Erfordernis anerkannt hat, eine angemessene Hilfe für Albanien im
Wege von Zuschüssen, Darlehen oder beidem sicherzustellen. Der Europäische Rat
betonte ferner, wie wichtig es ist, die Bestimmungen über den politischen Dialog, die im
derzeitigen Abkommen mit Albanien enthalten sind, in vollem Umfang anzuwenden.

Um die handelspolitischen Beziehungen zwischen den drei baltischen Staaten und der
Gemeinschaft zu verstärken, ersuchte der Europäische Rat die Kommission, Vorschläge
für eine Umwandlung der derzeitigen Handelsabkommen mit den baltischen Staaten in
Freihandelsabkommen vorzulegen. Die Gemeinschaft verfolgt weiterhin das Ziel,
Europaabkommen mit den baltischen Staaten zu schließen, sobald die erforderlichen
Voraussetzungen erfüllt sind.

8. Pakt für Stabilität in Europa

Der Europäische Rat erörterte den französischen Vorschlag für eine Initiative der
Europäischen Union, die auf einen Pakt für Stabilität in Europa abzielt. Durch diese
Initiative soll die praktische Anwendung der Grundsätze gewährleistet werden, auf die
sich die europäischen Länder in bezug auf die Unverletzlichkeit der Grenzen und die
Achtung der Minderheitenrechte geeinigt haben. Der Europäische Rat stellte überein-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1993/94 421



DOKUMENTATION

stimmend fest, daß die jüngsten Ereignisse in Europa gezeigt haben, daß Maßnahmen in
diesem Bereich zeitgemäß und angemessen sind.

Er begrüßte den Gedanken, das Instrument der "Gemeinsamen Aktion" entsprechend
den Verfahren einzusetzen, die im Rahmen der gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik vorgesehen sind.

Der Europäische Rat forderte den Rat "Allgemeine Angelegenheiten" auf, den
Vorschlag zu prüfen und ihm auf seiner Tagung im Dezember 1993 Bericht zu erstatten,
damit eine Vorbereitungskonferenz für den Pakt einzuberufen werden kann.

9. Rußland

Der Europäische Rat begrüßte die neuen Initiativen Präsident Jelzins auf dem Gebiet der
politischen Reformen in Rußland. Er hofft, daß diese Bemühungen erfolgreich verlaufen
und zur Konsolidierung von Demokratie und Marktwirtschaft beitragen werden.

Der Europäische Rat begrüßte die jüngsten Fortschritte bei den Verhandlungen über
ein Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit Rußland. Er hofft auf einen baldigen
Abschluß eines solchen Abkommens, mit dem ein vertragliches Verhältnis zwischen der
Gemeinschaft und Rußland hergestellt würde, das der politischen und wirtschaftlichen
Rolle Rußlands auf der internationalen Bühne gerecht wird und das Konsultation — auch
auf höchster Ebene — zu einem regulären Bestandteil der Beziehungen werden läßt.

Der Europäische Rat hofft auf die Fortsetzung der engen politischen Zusammenarbeit
mit Rußland, um auf diese Weise gemeinsam zur Beilegung internationaler Krisensitua-
tionen beitragen zu können. Dies wird als ein wesentlicher Beitrag zu Frieden und
Stabilität in Europa und der Welt betrachtet. Der Europäische Rat vereinbarte regel-
mäßige Gemeinschaftstagungen vorzuschlagen, an denen der Präsident des Europäischen
Rates, der Präsident der Kommission und der russische Präsident teilnehmen.

Der Europäische Rat erklärte sich bereit, seine Unterstützung für den russischen
Reformprozeß aufrechtzuerhalten und zu verstärken. Das bevorstehende Gipfeltreffen der
G 7 ist ein geeigneter Zeitpunkt, die bereits unternommenen substantiellen Anstrengungen
zur Stützung der Reformmaßnahmen, die gegenwärtig in Rußland sowie in anderen Staa-
ten der ehemaligen Sowjetunion durchgeführt werden, zu fördern.

Der Europäische Rat zog eine Bilanz der Vorbereitung der Gespräche auf dem
Gipfeltreffen der G 7 zum Thema Rußlandhilfe. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaa-
ten halten es für besonders wichtig, daß in Tokio Fortschritte in Fragen der nuklearen
Sicherheit erzielt werden (Kraftwerke, nukleare Abfälle sowie Abbau von Kernwaffen).
In diesem Zusammenhang begrüßte er die substantiellen Maßnahmen, die jetzt zur
Ausgestaltung der Leitlinien ergriffen werden, die der Europäische Rat auf seiner Tagung
in Lissabon beschlossen hat; darunter die kürzlich vom Rat "Wirtschafts- und Finanz-
fragen" erzielte Einigung über Euratom-Kredite, die auf eine Verbesserung der Sicherheit
von Kernkraftwerken in den Republiken der ehemaligen Sowjetunion sowie in mittel- und
osteuropäischen Ländern abzielen.

Der Europäische Rat wies auch auf die Wichtigkeit einer praktischen Umsetzung der
Europäischen Energiecharta hin.

Der Europäische Rat sagte die Unterstützung der Gemeinschaft für weitere konkrete
Schritte zu, die die Effizienz der Rußland zugedachten Hilfe steigern sollen, sowie für
konkrete Projekte, die auf die Beschleunigung des Privatisierungsprozesses abzielen,
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insbesondere durch geeignete Maßnahmen zur Ausbildung russischer Unternehmer im
Rahmen der technischen Hilfe. Der Europäische Rat betonte, daß die Wirksamkeit von
Hilfsleistungen von der Existenz einer stabilitätsorientierten Wirtschaftspolitik in Rußland
abhängt.

10. Ukraine

Der Europäische Rat zeigte sich sehr interessiert an einer Ausweitung der Zusammen-
arbeit mit der Ukraine. Substantielle Fortschritte seitens der Ukraine bei der Erfüllung der
von ihr im Protokoll von Lissabon übernommenen Verpflichtungen, den START-I-Ver-
trag zu ratifizieren und dem Nichtverbreitungsvertrag als Nichtkernwaffenstaat bei-
zutreten, sind wesentlich für die vollständige Eingliederung der Ukraine in die Völker-
gemeinschaft und würden den Ausbau ihrer Beziehungen zur Europäischen Gemeinschaft
und ihren Mitgliedstaaten fördern.

11. Ehemaliges Jugoslawien

Der Europäische Rat hat die in Anlage III enthaltene Erklärung zu Bosnien-Herzegowina
angenommen.

12. Beziehungen zu dem Maghreb-Ländern

Der Europäische Rat erinnerte an seine Entschlossenheit, dafür zu sorgen, daß den
Beziehungen zu den Maghreb-Ländern das Maß an Bedeutung und Intensität eingeräumt
wird, das der engen geographischen und historischen Verbindung zu diesen Ländern
entspricht. Dies sollte im Rahmen einer intensiveren Partnerschaft zwischen der Union
und den einzelnen Maghreb-Ländern geschehen.

Der Europäische Rat forderte den Rat auf, den Richtlinienentwurf für ein Partner-
schaftsabkommen mit Marokko, der gegenwärtig geprüft wird, rasch zu verabschieden.

Er nahm mit Genugtuung zur Kenntnis, daß die Kommission beabsichtigt, in Kürze
einen Richtlinienentwurf für die Aushandlung eines ähnlichen Abkommens mit Tunesien
vorzulegen.

13. Schlußfolgerungen der Außenminister

Der Europäische Rat nahm die Schlußfolgerungen der Außenminister zu den in Anlage IV
behandelten Themen zur Kenntnis.

14. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik - Vorarbeiten zum Thema Sicherheit

Der Europäische Rat nahm die Vorarbeiten zum Thema Sicherheit zur Kenntnis, die von
den Außenministern im Zusammenhang mit dem vom Europäischen Rat in Edinburgh
erteilten Mandat bereits geleistet wurden, und ersuchte sie, ihre Beratungen mit dem Ziel
fortzusetzen, bis zum Inkrafttreten des Vertrags die erforderlichen Grundelemente einer
Politik der Union zu definieren.
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15. Eine bürgernahe Gemeinschaft

Der Europäische Rat forderte alle Organe auf, dafür Sorge zu tragen, daß die Grundsätze
der Subsidiarität und der Offenheit in allen Tätigkeitsbereichen der Gemeinschaft ver-
ankert und bei der täglichen Arbeit der Organe in vollem Umfang beachtet werden.

Was den Grundsatz der Subsidiarität betrifft, so stellte der Europäische Rat mit
Genugtuung fest, daß die Kommission inzwischen nur noch dann Vorschläge unterbreitet,
wenn diese ihrer Ansicht nach die Subsidiaritätskriterien erfüllen; ferner begrüßte er ganz
allgemein, daß der Umfang der Gemeinschaftsrechtsvorschriften, die in dem Gesetz-
gebungsprogramm der Kommission für 1993 vorgesehen sind, gegenüber den Vorjahren
beträchtlich abgenommen hat. Die ausführlicheren Konsultationen durch die Kommission
vor wichtigen neuen Vorschlägen und insbesondere die Erstellung von "Grünbüchern"
über wichtige neue Tätigkeiten wie auch Kosten-Nutzen-Analysen neuer Vorschläge sind
ebenfalls vielversprechend. Er hofft, daß die Überprüfung bestehender und geplanter
Rechtsvorschriften durch die Kommission unter dem Blickwinkel des Subsidiaritäts-
prinzips noch vor der Tagung des Europäischen Rates im Dezember abgeschlossen wird.

Der Europäische Rat stellte mit Befriedigung fest, daß der Rat und die Kommission
nunmehr die Subsidiaritätsgrundsätze, -leitlinien und -verfahren, die in Edinburgh be-
schlossen wurden, als Bestandteil des Beschlußfassungsprozesses zur Anwendung bringt.
Er hofft, daß das Europäische Parlament dies in Bälde ebenfalls tun kann.

Bezüglich der Offenheit stellte der Europäische Rat fest, daß als Reaktion auf die
Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Edinburgh über den Zugang der
Öffentlichkeit zu bestimmten Ratsdebatten, die Vereinfachung und Kodifizierung der
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und über die Informationspolitik im allgemeinen
bereits erste Schritte eingeleitet worden sind. Er bekennt sich unverändert dazu, den
Prozeß zur Schaffung einer offeneren und transparenteren Gemeinschaft voranzutreiben.

Er forderte den Rat und die Kommission auf, ihre Arbeiten hinsichtlich des Zugangs
der Öffentlichkeit zur Informationen im Einklang mit dem Grundsatz, daß die Bürger
möglichst umfassenden Zugang zu Informationen erhalten, fortzusetzen. Dabei sollte
angestrebt werden, die erforderlichen Maßnahmen bis Ende 1993 zu treffen.

Der Europäische Rat ersuchte das Europäische Parlament und den Rat, die letzten
noch offenen Fragen betreffend die Einsetzung des Ombudsmanns (Bürgerbeauftragten)
rechtzeitig bis zum Inkrafttreten des Vertrags von Maastricht zu regeln.

16. Die Gemeinschaft schädigende Betrügereien

Der Europäische Rat hob hervor, wie wichtig es ist, Betrügereien und Unregelmäßig-
keiten im Zusammenhang mit den Haushaltsmitteln der Gemeinschaft sowohl angesichts
der hiervon betroffenen Beträge als auch im Hinblick auf eine Förderung des Vertrauens
in das europäische Aufbauwerk weiterhin zu bekämpfen. Er betonte, daß die Bestimmun-
gen des Vertrags von Maastricht, nach denen die Mitgliedstaaten zur Bekämpfung von
Betrügereien, die sich gegen die finanziellen Interessen der Gemeinschaft richten, die
gleichen Maßnahmen zu ergreifen haben, die sie auch zur Bekämpfung von Betrügereien
treffen würden, die sich gegen ihre eigenen finanziellen Interessen richten, im vollen
Umfange durchzuführen sind. Er sieht mit Erwartung dem Bericht über die weiteren
Entwicklungen in der Betrugsbekämpfungsstrategie der Gemeinschaft und den damit
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verbundenen Vorschlägen entgegen. Er ersuchte die Kommission, diese Vorschläge späte-
stens im März 1994 vorzulegen.

17. Rassismus und Fremdenfeindlichkeit

Der Europäische Rat verurteilte scharf die jüngsten Angriffe auf Einwanderer und Flücht-
linge in den Mitgliedstaaten und sprach den unschuldigen Opfern dieser gewalttätigen
Übergriffe sein tiefempfundenes Mitgefühl aus.

Der Europäische Rat bekräftigte seine feste Entschlossenheit, Intoleranz und
Rassismus in jeglicher Form mit allen verfügbaren Mitteln zu bekämpfen. Er betonte, daß
Intoleranz und Rassismus in unserer heutigen Gesellschaft nicht hingenommen werden
können.

Der Europäische Rat bekräftigt seine Verpflichtung, dafür zu sorgen, daß alle Men-
schen, auch Einwanderer und Flüchtlinge, gegen Verletzungen der Grundrechte und
Grundfreiheiten geschützt werden, die in den Verfassungen und Gesetzen der Mitglied-
staaten, in der Europäischen Menschenrechtskonvention und in anderen internationalen
Übereinkünften, einschließlich des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur Beseiti-
gung jeder Form von Rassendiskriminierung, niedergelegt sind.

Der Europäische Rat erinnerte an seine früheren Erklärungen zu Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit und beschloß, sich verstärkt um eine Ermittlung und völlige Beseiti-
gung der Ursachen zu bemühen. Er sagt zu, daß die Mitgliedstaaten alles daran setzen
werden, um Einwanderer, Flüchtlinge und andere Menschen vor Rassismus und Intoleranz
in ihren verschiedenen Ausdrucks- und Erscheinungsformen zu schützen.

Anlage I: Wege ins 21. Jahrhundert - Leitlinien für die wirtschaftliche Erneuerung in
Europa

1. Kurs auf die Wirtschafts- und Währungsunion
Eine einheitliche Währung wird
- den Binnenmarkt festigen und die Voraussetzungen für einen fairen und gewinn-

bringenden Wettbewerb schaffen;
- die Attraktivität der Gemeinschaft für Investitionen — auch außergemeinschaftlicher

Investoren — erhöhen und generell die zur Finanzierung großer Infrastrukturvorhaben
erforderliche Sparneigung stimulieren;

- stabilisierend auf das Internationale Währungssystem wirken und die zu Instabilität
und Verunsicherung führenden Spekulationen verringern.

Daher gilt es,
- das Konvergenzziel wieder in den Mittelpunkt unserer Überlegungen zu stellen, denn

die Konvergenz fördert das Wachstum und schafft Arbeitsplätze in der gesamten
Gemeinschaft — ein Einsatz, der allen Gewinn bringt;

- den Binnenmarkt produktiv zu gestalten, um somit den Staaten und den Unternehmen
für ihre Politik bzw. Strategien eine klare, glaubwürdige Perspektive zu bieten;

- darauf hinzuwirken, daß sich die Bürger dem europäischen Einigungswerk wieder
zuwenden, indem wir ihnen die Vorteile aufzeigen, die sich für sie ergeben aus der
Weiterentwicklung der Gemeinschaft und der Ausdehnung dieser Vorteile auf die
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Bürger der anderen europäischen Länder, insbesondere in Mittel- und Osteuropa,
deren außerordentliches Wachstumspotential uns allen zugute käme.

2. Die Gemeinschaft als offener und solidarischer Partner in der Welt
- Die Gemeinschaft muß sich weiterhin um einen raschen Abschluß der Uruguay-Runde

bemühen und ein ausgewogenes Abkommen, in dem alle bisher nicht gelösten Fragen
geregelt werden, anstreben;

- dieses Abkommen muß den Weg ebnen für eine Welthandelsorganisation, die der
Globalisierung der Märkte und Unternehmensstrategien Rechnung trägt;

- diese Organisation muß sich ohne Ausnahme in Theorie und Praxis auf den Grundsatz
der Multilateralität stützen und ihr Vorgehen ausrichten an weltwirtschaftlichen
Parametern wie Währungsentwicklung, Kapitalströme, gerechte Lastenverteilung beim
Umweltschutz sowie schrittweise und mit der wirtschaftlichen Entwicklung verein-
barte Verwirklichung des sozialen Fortschritts, auf den jedermann Anspruch hat.

3. Eine verstärkte Zusammenarbeit im Bereich Forschung und Entwicklung
- Wir müssen uns zum Ziel setzen, anstatt 2% künftig 3% des Bruttosozialprodukts für

Forschung und Entwicklung und Innovationsförderung aufzuwenden;
- die Gemeinschaftsaktionen müssen auf Maßnahmen zur Ergänzung und Verbesserung

der Politik der Mitgliedstaaten und der Unternehmensstrategien konzentriert werden;
- auf europäischer Ebene müssen mit Hilfe von Gemeinschaftsaktionen neue Rahmenbe-

dingungen für die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen geschaffen werden, um sie
dabei zu unterstützen, Innovationen nutzbar zu machen und die Produktionsprozesse
zu modernisieren.

4. Ein leistungsfähiges Infrastrukturnetz in den Bereichen Verkehr und Telekommunika-
tion

- Durch die Erleichterung und Verbilligung des Personen-, Waren- und Dienstleistungs-
verkehrs wird die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft gestärkt werden;

- effiziente Infrastrukturnetze werden einen unschätzbaren Beitrag zur Raumordnung
sowie zum wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt leisten;

- wir müssen uns zehn Jahre Zeit nehmen, um die an der Planung und Verwirklichung
dieser Infrastrukturnetze beteiligten europäischen Unternehmen (Verkehr, Bauwesen,
öffentliches Bauwesen) zu stimulieren, wobei ein jährliches Finanzierungsvolumen
von insgesamt 30 Mrd. ECU eine realistische Mindestgröße darstellt.

5. Ein gemeinsamer Informationsraum: Der Beginn einer technischen Revolution
- Das Ziel ist eine dezentrale Wirtschaft mit gut ausgebildeten Arbeitskräften und einer

Vielzahl miteinander kooperierender kleiner und mittlerer Unternehmen;
- zu diesem Zweck müssen wir eine "europäische Informationsinfrastruktur" schaffen,

die die Lebensader der Wirtschaft von morgen bildet, und den im Bereich Informa-
tionstechnik tätigen Unternehmen (Telekommunikation, Datenverarbeitung, optische
Fasern) durch die Aussicht auf eine Vielzahl von Aufträgen über mehrere Jahre
hinweg neue Anreize bieten. Hierzu sind Anfangsinvestitionen in Höhe von 5 Mrd.
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ECU notwendig, gefolgt von Jahresprogrammen mit einem Umfang von 5 bis 8 Mrd.
ECU.

- Wir müssen auch europäische Bildungsangebote für diese neuen Berufszweige
schaffen und die Fernarbeit per Computer fördern (nicht nur in der Informations-
industrie selbst, sondern auch in den Bereichen Bildung, Medizin, soziale Dienste,
Umweltschutz, Städteplanung sowie in der Bekämpfung der großen Übel unserer Zeit:
Krankheiten, Drogen, Kriminalität).

6. Eine grundlegende Neuorientierung der Bildungssysteme
Hier ergeben sich folgende Prioritäten:
- Anleitung zu lebenslangem Lernen; Vermittlung sowohl fachlicher als auch berufli-

cher Kompetenzen;
- Förderung der Fähigkeit zu kreativem und eigenständigem Handeln;
- die Schaffung eines individuellen Rechts auf lebenslange Ausbildung (jeder Jugendli-

che sollte einen Bildungsgutschein erhalten, der ihn zur Aus- bzw. Weiterbildung
berechtigt).

7. Ein neues Entwicklungsmodell
- Die Berücksichtigung des Umweltschutzes wird zur Schaffung neuer Arbeitsplätze

führen;
- die Besteuerung knapper natürlicher Ressourcen wird einen Abbau der überhöhten

arbeitsbezogenen Steuern ermöglichen und so zu einer größeren Wettbewerbsfähigkeit
der europäischen Wirtschaft beitragen;

- Produktivitätszuwächse müssen zur Verbesserung der Lebensqualität und zur
Schaffung neuer Arbeitsplätze eingesetzt werden; dieses dynamische Konzept des
"work sharing" beinhaltet, daß zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden, um einem
qualitativen Bedarf gerecht zu werden, der ein breites Spektrum weitgehend un-
erforschter, ja ungeahnter Möglichkeiten erschließt.

8. Eine aktivere Arbeitsmarktpolitik
- Vorrangige Aufgabe ist es, allen Erwerbsfähigen einen Arbeitsplatz, eine Beschäfti-

gung oder eine sinnvolle Ausbildung zu verschaffen;
- der technische und wirtschaftliche Wandel darf nicht aufgehalten, er muß vielmehr

rechtzeitig vorhergesehen und gestaltet werden;
- die Qualität und Zahl der Arbeitsämter und ähnlicher Stellen muß gesteigert werden,

um allen Arbeitslosen eine wirksame Hilfe anbieten zu können (die entsprechenden
Ausgaben müssen von derzeit 0,1% auf 0,5% des Bruttosozialprodukts der Gemein-
schaft steigen).

Anlage II: Zusammenarbeit mit den assoziierten Ländern mit Blick auf die spätere
Mitgliedschaft

i) Strukturierte Beziehungen zu den Institutionen der Europäischen Union
Im Hinblick auf den Beitritt und die einschlägigen Vorarbeiten — und parallel zu der
bilateralen Struktur der Europaabkommen — wird mit den mit der Gemeinschaft durch
Europaabkommen verbundenen mittel- und osteuropäischen Ländern ein multilateraler
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Rahmen für einen intensiveren Dialog und Konsultation über Fragen von gemeinsamem
Interesse geschaffen. In diesem Rahmen werden Tagungen des Rates der Union und aller
assoziierten mittel- und osteuropäischen Länder (MOEL) über Fragen von gemeinsamem
Interesse, die im voraus festgelegt werden und sich im Zuständigkeitsbereich der Union
stellen, einberufen, das heißt
- Gemeinschaftsbereiche, vor allem solche mit transeuropäischer Dimension, ein-

schließlich der Bereiche Energie, Umwelt, Verkehr, Wissen und Technik,
- gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik,
- Inneres und Justiz.
Diese Tagungen haben beratenden Charakter. Beschlüsse werden nicht gefaßt. Sollten die
Tagungen zu Schlußfolgerungen führen, die operativ auszuführen sind, so werden diese
in dem entsprechenden institutionellen Rahmen (normales Gemeinschafts verfahren bzw.
Assoziationsrat mit den betreffenden assoziierten Ländern) umgesetzt. Die Tagungen
werden intern nach den üblichen Verfahren insbesondere mit dem Ziel vorbereitet, den
Standpunkt zu den zu erörternden Themen festzulegen. Auch mit den MOEL werden
Kontakte zur Vorbereitung der Tagungen aufgenommen. Neben der Anwendung des oben
umrissenen allgemeinen Dialogschemas würde der Dialog über Fragen der Außen- und
Sicherheitspolitik noch folgende Vorkehrungen umfassen:
- Eine Troika-Tagung auf der Ebene der Außenminister und eine Tagung auf der Ebene

der Politischen Direktoren während jeder Präsidentschaft;
- ein Briefing auf Sekretariatsebene nach jeder Tagung des Rates "Allgemeine

Angelegenheiten" und nach jeder Tagung der Politischen Direktoren;
- eine Troika-Sitzung auf Arbeitsgruppenebene je Präsidentschaft für die betroffenen

Arbeitsgruppen.
Ferner werden regelmäßige Troika-Konsultationen mit den assoziierten Ländern vor
wichtigen Tagungen der UN-Generalversammlung und der KSZE stattfinden.

ii) Verbesserung des Marktzugangs
a) Die Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf sensitive gewerbliche Grunderzeugnisse mit

Ursprung in den assoziierten Ländern (Anlage Ilb der Interimsabkommen) werden am
Ende des zweiten Jahres nach Inkrafttreten des Abkommens abgeschafft (statt am Ende
des vierten Jahres).

b) Die Einfuhrzölle auf gewerbliche Waren, die unter die APS-Konsolidierung fallen
(Anlage III der Interimsabkommen), werden am Ende des dritten Jahres abgeschafft (statt
am Ende des fünften Jahres).

c) Die Kontingente und Plafonds in der vorgenannten Anlage III (APS-Konsolidie-
rung) werden von der zweiten Hälfte des zweiten Jahres nach dem Inkrafttreten des
Abkommens an jährlich um 30% (Polen, die Tschechische und die Slowakische Republik,
Bulgarien und Rumänien) bzw. um 25% (Ungarn) erhöht (statt 20% für Polen, die
Tschechoslowakei, Bulgarien, Rumänien und 15% für Ungarn).

d) Die Abschöpfungen/Zölle innerhalb der Kontingente für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse werden sechs Monate früher als in den Abkommen vorgesehen um 60% gesenkt.
Die vom dritten Jahr an vorgesehene Erhöhung der Kontingente um 10% wird sechs Mo-
nate früher vorgenommen.
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e) Die ab 1994 geltende Zollbefreiung für Waren, die der Verordnung 636/82 unter-
liegen und vom passiven Veredelungsverkehr betroffen sind, wird im Einklang mit dieser
Verordnung, die zu diesem Zweck entsprechend zu ändern wäre, ausgedehnt werden.

f) Die Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf Textilien werden gesenkt, damit sie fünf
Jahre nach dem Inkrafttreten des Abkommens (anstelle von sechs Jahren) vollständig
abgeschafft sind.

g) Die Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf EGKS-Stahlerzeugnisse mit Ursprung in den
assoziierten Ländern werden spätestens am Ende des vierten Jahres nach dem Inkraft-
treten des Abkommens (statt am Ende des fünften Jahres) abgeschafft, wobei besondere
Beschlüsse zum Handeln mit Stahlerzeugnissen zu beachten sind.

h) Der Rat ersucht die Kommission, eine Studie über die Durchführbarkeit und die
Auswirkungen einer Kumulierung der Ursprungsregeln für Erzeugnisse aus den assoziier-
ten Ländern Mittel- und Osteuropas und aus den EFTA-Staaten durchzuführen und ihm
im Lichte der Ergebnisse dieser Studie entsprechende Vorschläge zu unterbreiten.

iii) Erhöhung der Wirksamkeit der Hilfe
a) Die Gemeinschaft wird die Entwicklung der Infrastrukturnetze in Mittel- und

Osteuropa entsprechend den Beschlüssen von Edinburgh unterstützen. Die EIB, die
Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) und die anderen interna-
tionalen Finanzinstitute werden in diesem Prozeß die Führungsrolle übernehmen.

b) Die Gemeinschaft wird über das PHARE-Programm technische Unterstützung bei
der Ausarbeitung und Durchführung größerer Infrastrukturverbesserungen in den mittel-
und osteuropäischen Ländern anbieten. Im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel und
unbeschadet der Grundausrichtung des PHARE-Programms wird die Gemeinschaft auch
bereit sein, auf Ersuchen der mittel- und osteuropäischen Partnerländer aus dem PHARE-
Programm in begrenztem Umfang zusätzliche Mittel für Ausgaben im Zusammenhang mit
solchen technischen Unterstützungsmaßnahmen in besonderen Fällen bereitzustellen,
soweit feststeht, daß diese Mittel unbedingt erforderlich und eine notwendige Komponen-
te von Projekten sind, die
- von der EIB und/oder von internationalen Finanzinstitutionen und den Empfängerlän-

dern gemeinsam finanziert werden,
- nicht aus privaten Mitteln finanziert werden können,
- im Gemeinschaftsinteresse liegen, und zwar insbesondere nach Maßgabe einschlägiger

Gemeinschaftstexte.
c) Diese zusätzlichen Mittel dürfen 15% der jährlichen Gesamtverpflichtungen im

Rahmen von PHARE nicht übersteigen.
d) Die Kommission wird die Verwendung der Mittel des PHARE-Programms zur

Unterstützung der Infrastrukturentwicklung in Mittel- und Osteuropa einzelfallbezogen
prüfen. Sie wird dabei die finanzielle Lage des Empfängerlandes auf Grund verfügbarer
Analysen berücksichtigen; die Finanzinstitute, die Darlehen für Vorhaben gewähren, wer-
den ihre eigenen Bewertungen wie üblich durchführen. In jedem Fall wird die Kommis-
sion gewährleisten, daß das Empfängerland einen angemessenen Beitrag zu der Vor-
habensfinanzierung leistet, um sich seines Engagements für das Vorhaben zu versichern.
Die Kommission wird vermeiden, daß die hierfür verfügbaren PHARE-Mittel zu sehr auf
einzelne Empfängerländer konzentriert werden; sie wird deshalb auch verhindern, daß ein
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übermäßig hoher Anteil der einzelstaatlichen Programme für diesen Zweck eingesetzt
wird. Vorschläge werden dem PHARE-Verwaltungsausschuß nach dem üblichen Ver-
fahren unterbreitet.

iv) Förderung der wirtschaftlichen Integration
Was die Angleichung der Rechtsvorschriften betrifft, so haben sich die mittel- und
osteuropäischen Länder in den Europaabkommen verpflichtet, innerhalb von drei Jahren
nach deren Inkrafttreten Rechtsvorschriften einzuführen, die denjenigen der Römischen
Verträge entsprechen, und restriktive Praktiken, den Mißbrauch beherrschender Stellungen
und staatliche Beihilfen zu untersagen, welche den Wettbewerb verzerren oder zu
verzerren drohen. Zudem ist es im Hinblick auf den Beitritt äußerst wichtig, daß auch in
anderen in den Europaabkommen behandelten Bereichen Fortschritte erzielt werden,
insbesondere beim Schutz der Arbeitnehmer, der Umwelt und der Verbraucher. Auch die
Schulung von Beamten der assoziierten Länder in Gemeinschaftsrecht wird zur
Vorbereitung des Beitritts beitragen. Die Kommission und die zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten werden mobilisiert werden, um die Angleichung der Rechtsvorschriften
zu unterstützen, auch durch technische Hilfe bei der Ausbildung von Beamten. Zur
Koordinierung und Leitung dieser Arbeiten soll eine Task force aus Vertretern der
Mitgliedstaaten und der Kommission gebildet werden. Die Kommission wird prüfen,
welche Gemeinschaftsprogramme für eine Beteiligung der mittel- und osteuropäischen
Länder geöffnet werden können. Sie wird dem Rat bis Ende 1993 ihre diesbezüglichen
Vorschläge vorlegen.

Anlage III: Erklärung zu Bosnien-Herzegowina

Der Europäische Rat prüfte anhand eines Berichts von Lord Owen an die Minister die
außerordentlich ernste Lage im ehemaligen Jugoslawien und die jüngsten Verhandlungen
zwischen den Konfliktparteien in Bosnien-Herzegowina.

Der Europäische Rat spricht den Vorsitzenden des Lenkungsausschusses der Interna-
tionalen Konferenz über das ehemalige Jugoslawien sein uneingeschränktes Vertrauen aus
und ermutigt sie, sich weiterhin um eine gerechte und tragfähige Regelung zu bemühen,
die für alle drei Volksgruppen in Bosnien-Herzegowina annehmbar ist. Er wird einer von
Serben und Kroaten diktierten territorialen Lösung auf Kosten der bosnischen Muslime
nicht zustimmen.

Der Europäische Rat bekräftigt seine Überzeugung, daß sich jede Verhandlungslösung
auf die Grundsätze der Londoner Konferenz, wie sie im Vance-Owen-Friedensplan zum
Ausdruck kommen, stützen muß, insbesondere auf die Unabhängigkeit, Souveränität und
territoriale Unversehrtheit Bosnien-Herzegowinas, auf den Schutz der Menschen- und
Minderheitenrechte, die Unzulässigkeit gewaltsamer Gebietsaneignungen, die dringende
Notwendigkeit humanitärer Hilfe, die die Bedürftigen auch erreicht, sowie die Verfolgung
von Kriegsverbrechen und von Verstößen gegen die internationalen Menschenrechts-
normen.

Der Europäische Rat schließt sich der Forderung der Regierung Bosnien-Herzego-
winas nach einem sofortigen Waffenstillstand an. Er bekräftigt, daß für die humanitäre
Hilfe und die garantierte sichere Durchfahrt von Hilfskonvois eine breitere internationale
Unterstützung erforderlich ist.
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Die rasche Durchführung der Resolutionen des UN-Sicherheitsrates zu den Schutz-
gebieten stellt einen unverzichtbaren Beitrag zur Verwirklichung dieser Ziele dar. Der
Europäische Rat hat beschlossen, auf das Ersuchen des UN-Generalsekretärs um per-
sonelle und finanzielle Unterstützung positiv zu reagieren. Er appellierte dringend an die
Mitgliedstaaten, diesem Ersuchen im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu entsprechen.
Gleichzeitig ruft er die anderen Mitglieder der Völkergemeinschaft dazu auf, dies eben-
falls zu tun.

Die Sanktionen werden beibehalten und verschärft, bis die von den Vereinten
Nationen und der Europäischen Gemeinschaft festgelegten Bedingungen für ihre Auf-
hebung erfüllt sind. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten werden weiterhin Mittel
zu ihrer strikten Durchsetzung beitragen.

Anlage IV: Schlußfolgerungen der Außenminister

Die Außenminister einigten sich auf der Tagung des Europäischen Rates am 21. und 22.
Juni 1993 in Kopenhagen auf folgende Schlußfolgerungen:

Afrika
Europa ist Afrikas wichtigster Partner in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht sowie
bei der Entwicklungszusammenarbeit. Der Europäische Rat unterstrich die Bedeutung
einer kontinuierlichen Zusammenarbeit auf der Grundlage der Solidarität.

1993 haben die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten eine Reihe von Maßnahmen
zur Vertiefung und Erweiterung der Zusammenarbeit mit Afrika ergriffen. Der Europäi-
sche Rat betonte, daß einem weiteren Ausbau der Zusammenarbeit bei der Demokratisie-
rung, der friedlichen Entwicklung und der Entwicklungshilfe große Bedeutung zukommt.
Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sagen ihre Unterstützung für den Demokrati-
sierungsprozeß zu, der in ganz Afrika an Dynamik gewinnt, und setzen sich für eine
verantwortungsvolle Führung der Regierungsgeschäfte, eine gesunde Wirtschaftspolitik
und die Wahrung der Menschenrechte ein. Der Europäische Rat erinnerte an die
Resolution des Rates "Entwicklung" vom 28. November 1991 betreffend Menschenrechte,
Demokratie und Entwicklung. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben die
Durchführung von Wahlen in einer Reihe afrikanischer Staaten aktiv unterstützt. Sie
werden sich weiterhin um eine Koordinierung dieser Hilfe bemühen, damit sichergestellt
ist, daß alle afrikanischen Länder im Übergang zur Demokratie die erforderliche Hilfe
und Aufmerksamkeit erfahren. Die erfolgreiche Volksabstimmung über die Unabhängig-
keit Eritreas nach dreißigjährigem Bürgerkrieg gab Anlaß zu der Hoffnung, daß Konflikte
in Afrika friedlich beigelegt werden können.

Der Europäische Rat begrüßte das wachsende Engagement afrikanischer Staaten bei
der Bewältigung von Krisen und bewaffneten Konflikten, das in jüngster Zeit mehrfach
zu beobachten war. Der Rat hofft auch, daß die Staatschefs der Organization of African
Unity (OAU) auf ihrem bevorstehenden Gipfeltreffen in Kairo die wichtige Frage der
Konfliktverhütung und -beilegung behandeln werden. Anläßlich des Besuchs des OAU-
Generalsekretärs im Juni in Kopenhagen wurde ein nützlicher Kontakt zu dieser
Organisation geknüpft.

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben die Entwicklungszusammenarbeit
mit Afrika weiter ausgebaut. Das Lome-Abkommen ist ein wichtiges Element dieser
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Zusammenarbeit. Der Europäische Entwicklungsfonds wird zum Nutzen aller Beteiligten
immer effizienter und schneller eingesetzt. Die Entwicklungsminister haben eine beson-
dere Wiederaufbauinitiative für Afrika vereinbart. Mindestens 100 Mio. ECU werden
umgehend für Wiederaufbau-Sofortprogramme in ausgewählten Ländern südlich der
Sahara bereitgestellt. Der Ministerrat prüft zur Zeit ein weiters Wiederaufbauprogramm
speziell für Entwicklungsländer.

Südafrika
Der Europäische Rat begrüßte die erheblichen Fortschritte, die kürzlich im Verhandlungs-
prozeß in Südafrika erzielt wurden Der Rat hofft, daß sich die Parteien schon sehr bald
darauf verständigen werden, Südafrika zielstrebig auf den Weg der Demokratie zu führen.
Die Einsetzung eines Exekutivrats für die Übergangszeit wird einen weiteren Schritt hin
zur Normalisierung und Stärkung der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten und Südafrika bedeuten. Der
Europäische Rat bekräftigte seine Entschlossenheit, zur wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung des neuen Südafrika beizutragen. Wiederaufbau und dauerhaftes Wirtschafts-
wachstum sind nur in einem demokratischen, gewaltfreien Umfeld möglich. Deshalb sind
die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten bereit, die für April 1994 geplanten ersten
freien Wahlen unter anderem durch die Entsendung von Wahlbeobachtern zu unterstützen
und ihre Hilfe für den Demokratisierungsprozeß und die Bemühungen um eine Beendi-
gung der Gewalt zu verstärken.

Sudan
Der Europäische Rat äußerte seine Besorgnis über den anhaltenden Bürgerkrieg im Sudan
zwischen der Regierung in Khartoum und den SPLA-Gruppierungen im Süden.
Annähernd 500 000 Menschen haben bereits ihr Leben lassen müssen, und viele andere
sind vertrieben worden. Bei den Abuja-Gesprächen zwischen den Parteien wurden kaum
Fortschritte in Richtung auf eine Lösung erzielt. Anlaß zu großer Sorge gibt auch die
Situation der Menschenrechte im Sudan: die Unterdrückung der Zivilbevölkerung im
nördlichen Sudan durch die Regierung, Morde, Festnahmen und Folter durch die
Regierungstruppen in den Kriegsgebieten sowie Morde, Festnahmen und Hinrichtungen
durch die Truppen der Rebellen. Der Europäische Rat fordert die Regierung von Sudan
dringend auf, keine Aktivitäten zu unterstützen, die gegen konstruktive Beziehungen mit
der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten gerichtet sind. Der Europäische Rat begrüßte,
daß die Völkergemeinschaft inzwischen in wachsendem Maße auf die katastrophale Lage
der Menschen in diesem Land aufmerksam wird. Gegenwärtig besucht eine EG-Troika-
Delegation der Entwicklungsminister den Sudan und macht damit deutlich, wie ernst die
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten die humanitäre Krise in diesem Land nehmen und
wie außerordentlich dringend es ist, daß alle Parteien für eine Lösung der Probleme
sorgen. Im Anschluß an den Bericht dieser Delegation werden die Gemeinschaft und ihre
Mitgliedstaaten darüber beraten, wie sie auch in Zukunft am besten dazu beitragen
können, die Not der sudanesischen Bevölkerung zu lindern, wozu auch gehört, daß die
Menschenrechte wieder geachtet werden.
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Somalia
Der Europäische Rat begrüßte die umfassenden Anstrengungen, die die Vereinten
Nationen unternehmen, um zur Wiederherstellung von Frieden und Sicherheit sowie zur
Aussöhnung und zur Herbeiführung einer politischen Lösung in Somalia beizutragen und
eine weitere menschliche Katastrophe zu verhindern. Wichtige Ziele in diesem Zu-
sammenhang sind die Entwaffnung der Parteien und die Wiederherstellung von Recht und
Ordnung. Die Staats- und Regierungschefs verurteilten den Angriff auf pakistanische UN-
Soldaten, bei dem 23 Soldaten getötet und viele weitere verwundet wurden. Die Verant-
wortlichen müssen zur Rechenschaft gezogen werden. Die Staats- und Regierungschefs
bedauerten ferner, daß es Opfer unter der Zivilbevölkerung gegeben hat, und sprechen
allen von diesen tragischen Ereignissen betroffenen Personen ihr Mitgefühl aus. Der
Europäische Rat forderte alle Parteien auf, die Resolutionen des Sicherheitsrats in vollem
Umfang einzuhalten.

Angola
Der Europäische Rat bedauerte zutiefst die Aussetzung der Verhandlungen zwischen der
angolanischen Regierung und der Unita sowie die fortdauernden Versuche der Unita, sich
mit Waffengewalt weitere Gebiete anzueignen. Der Europäische Rat brachte seine
uneingeschränkte Unterstützung für die Resolution 834 des Sicherheitsrates vom 1. Juni
1993 zum Ausdruck, in der das Vorgehen der Unita scharf verurteilt und an beide Seiten
appelliert wurde, so bald wie möglich an den Verhandlungstisch zurückzukehren und den
Waffenstillstand wieder zu befolgen. Der Europäische Rat bekräftigte, daß zur Beilegung
der derzeitigen Krise eine friedliche Lösung auf der Grundlage der nationalen Aus-
söhnung und der Grundsätze des Friedensabkommens gefunden werden muß. Der
Europäische Rat zeigte sich zutiefst beunruhigt über die humanitäre Lage in Angola. Er
appelliert an die Unita, den UN-Plan für humanitäre Hilfe anzunehmen. Die Gemeinschaft
und ihre Mitgliedstaaten verpflichten sich, auf den Hilfsappell der UN im Anschluß an
die Konferenz der Geberländer vom 3. Juni einzugehen.

Mosambik
Der Europäische Rat bedauerte, daß im Friedensprozeß in Mosambik so große Verzöge-
rungen eingetreten sind. Zwar ist die Einhaltung des Waffenstillstands ein ermutigendes
Zeichen, jedoch ist es ausgesprochen enttäuschend, daß bei der Durchführung des Frie-
densabkommens kaum Fortschritte erzielt worden sind. Der Europäische Rat appellierte
an die Regierung Mosambiks und die RENAMO, den bei der Unterzeichnung des Frie-
densabkommens eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen. Darüber hinaus bekräf-
tigten die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten ihre Bereitschaft, zum Wiederaufbau
und zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Mosambiks beizutragen.

Liberia
Der Europäische Rat beklagte die sinnlosen Morde, die vor kurzem in Liberia an
Zivilisten verübt wurden. Diese Morde machen deutlich, daß dringend eine politische
Lösung für die Krise gefunden werden muß. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten
bekräftigten ihre Überzeugung, daß die IV. Übereinkunft vom Yamoussoukro den best-
möglichen Rahmen für eine solche friedliche Beilegung des liberianischen Konflikts dar-
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stellt; sie appellierten daher dringend an alle Parteien, die Bemühungen der Sonderbeauf-
tragten der UN und der OAU um eine friedliche Beendigung des Bürgerkriegs zu unter-
stützen.

Malawi
Der Europäische Rat begrüßte den friedlichen und reibungslosen Verlauf der Volks-
abstimmung am 14. Juni in Malawi einschließlich der deutlichen Verbesserung der Lage
in der Schlußphase des Wahlkampfes. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sind
davon überzeugt, daß das Ergebnis im wesentlichen den Willen des malawischen Volkes
widerspiegelt. Sie fordern die politische Führung Malawis dringend auf, unter den neuen
Gegebenheiten eng zusammenzuarbeiten, um die Menschenrechte zu schützen, die
Demokratie zu fördern, die noch offenen Fragen in bezug auf die Führung der Regie-
rungsgeschäfte zu klären und so den Weg für eine Wiederaufnahme der umfassenden
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu ebnen.

Zaire
Der Europäische Rat bekräftigte seine Unterstützung für den Prozeß der nationalen
Aussöhnung und brachte seine Besorgnis angesichts der Verschlechterung der Lage in
Zaire zum Ausdruck, die durch einen Stillstand des Demokratisierungsprozesses und
durch wiederholte Verstöße gegen die Menschenrechte, insbesondere die willkürliche
Festnahme und Inhaftierung von Personen wegen verbotener Meinungsäußerungen,
gekennzeichnet ist. Der Europäische Rat verurteilte ferner jegliche Aufstachelung zum
Rassenhaß, die sich in bestimmten Regionen des Landes in politischer Gewalt und
Exzessen mit der Folge niederschlägt, daß es zu massenhaften Vertreibungen kommt. Der
Europäische Rat bekräftigte seine Unterstützung für den Präsidenten des Hohen Rates der
Republik und forderte ihn dringend auf, seine Bemühungen fortzusetzen.

Nigeria
Der Europäische Rat hat mit tiefer Sorge die jüngsten Entwicklungen in Nigeria zur
Kenntnis genommen, wo nach einer erfolgreichen Präsidentschaftswahl am 12. Juni der
Übergang zu einer zivilen Regierungsform möglicherweise in Frage gestellt ist. Der
Europäische Rat gab der Hoffnung Ausdruck, daß der Übergang zu einer Zivilregierung
weitergehen kann, damit die Einführung einer uneingeschränkten Demokratie in Afrikas
volkreichstem Staat ohne Verzögerung gelingt.

Naher Osten
Der Europäische Rat begrüßte die Wiederaufnahme der bilateralen Gespräche, die auf
eine gerechte, dauerhafte und umfassende Lösung des arabisch-israelischen Konflikts und
der palästinensischen Frage gerichtet sind. Er appellierte dringend an alle betroffenen
Parteien, auf den bereits erzielten Ergebnissen aufzubauen und die konkreten Verhand-
lungen in einer Atmosphäre des guten Willens und der Kompromißbereitschaft energisch
fortzusetzen.

Der Europäische Rat rief alle betroffenen Parteien nochmals auf, von allen Maß-
nahmen abzusehen, die den Friedensprozeß untergraben können. Er ist nach wie vor
überzeugt, daß die von der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten angeregten ver-
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trauensbildenden Maßnahmen und merkliche konkrete Verbesserungen unter anderem der
Menschenrechtslage dazu beitragen würden, den Friedensprozeß einem erfolgreichen
Abschluß näherzubringen.

In Übereinstimmung mit ihren bekannten Grundsatzpositionen werden die Europäische
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten weiterhin eine aktive, konstruktive und ausgewo-
gene Rolle im Friedensprozeß im Nahen Osten — sowohl in seinen bilateralen als auch
seinen multilateralen Aspekten — spielen. Sie würdigten die unermüdlichen Anstrengun-
gen der Schirmherren, den Prozeß voranzubringen, und sind zur Teilnahme an interna-
tionalen Vereinbarungen zur Unterstützung einer Friedensregelung bereit.

Zentralamerika
Der Europäische Rat nahm mit Genugtuung die Fortschritte, die in Zentralamerika im
Bemühen um Frieden, Dialog und Aussöhnung erzielt worden sind, sowie die Erfolge bei
der Konsolidierung der Demokratie und der regionalen Integration zur Kenntnis.

In diesem Zusammenhang begrüßte der Europäische Rat die Fortschritte bei der
Verwirklichung der Friedensvereinbarungen in El Salvador und forderte die Unterzeichner
auf, alle verbleibenden Verpflichtungen einschließlich der Empfehlungen der Ad-hoc-
Kommission und der "Wahrheits"-Kommission zu erfüllen, damit der Friedensprozeß zum
Abschluß gebracht und die nationale Aussöhnung herbeigeführt werden kann.

Der Europäische Rat zeigte sich befriedigt über die friedliche und verfassungsmäßige
Beilegung der jüngsten Krise in Guatemala und hofft, daß die Ernennung eines neuen
verfassungsmäßigen Präsidenten zur Stärkung der demokratischen Institutionen, zur
uneingeschränkten Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten und zur Wiederauf-
nahme der Friedensverhandlungen beitragen wird.

Der Europäische Rat begrüßte ferner, daß in San Salvador das Kooperationsabkom-
men zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Ländern des zentralamerika-
nischen Isthmus unterzeichnet worden ist, das zur Intensivierung und Ausweitung der
gegenseitigen Zusammenarbeit beitragen wird.

Kambodscha
Der Europäische Rat begrüßte die Durchführung von Wahlen in Kambodscha, die dank
der Unterstützung durch die Vereinten Nationen stattfinden konnten und gezeigt haben,
daß das kambodschanische Volk nach Frieden und Demokratie strebt. Er nahm den
Beschluß der verfassungsgebenden Versammlung zur Kenntnis, durch den Prinz Norodom
Sihanouk als Staatsoberhaupt von Kambodscha bestätigt wurde. Er hofft, daß der
Friedensprozeß unter optimalen Bedingungen mit der Annahme einer Verfassung in den
nächsten drei Monaten abgeschlossen und schon bald eine Regierung gebildet werden
kann, um die nationale Aussöhnung einzuleiten.

Quelle: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 60 vom 8. Juli 1993.
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2. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur Sondertagung der Staats-
und Regierungschefs der EG am 29. Oktober 1993 in Brüssel

Erklärung des Europäischen Rates anläßlich des Inkrafttretens des Vertrags über die
Europäische Union

Mit dem Inkrafttreten des Vertrags über die Europäische Union zum 1. November 1993
macht Europa einen bedeutenden Schritt nach vorn. Bedeutend wegen des Inhalts des
Vertrags selbst, der Europa neue Ziele steckt, und bedeutend auch auf Grund der
intensiven Debatte, zu der seine Ratifizierung Anlaß gegeben hat.

Was der Vertrag bringt, läßt sich in vier einfachen Gedanken zusammenfassen. Mehr
wirtschaftlicher Wohlstand: im Einklang mit den Bestimmungen des Vertrags die allmäh-
liche Einführung einer Wirtschafts- und Währungsunion als Fortführung des Binnenmark-
tes, die den stabilen Rahmen für ein gesundes, nachhaltiges und Arbeitsplätze schaffendes
Wirtschaftswachstum bilden soll. Ehrgeizigere Ziele in der Außenpolitik: die Einführung
einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik wird es der Union ermöglichen, ihre
Verantwortung im Dienste des Friedens und der internationalen Zusammenarbeit gerecht
zu werden. Größere Effizienz: institutionelle Strukturen, mit deren Hilfe insbesondere die
grenzüberschreitenden gesellschaftlichen Probleme wie Drogensucht, organisiertes Ver-
brechen und illegale Einwanderung besser bewältigt werden können. Schließlich mehr
Demokratie, und zwar in allen Formen und auf allen Ebenen, sowohl beim internen
institutionellen Zusammenspiel als auch bei den Beziehungen zwischen der Union, den
Mitgliedstaaten und den Bürgern.

Die Ratifikation hat zu einer echten öffentlichen Diskussion über das europäische
Aufbauwerk, seine Ziele und seine Methoden geführt. Diese Diskussion hat sich als
nützlich erwiesen. Dabei sind Schwächen deutlich geworden. Vielen Menschen erschien
Europa weit entfernt, anonym und detailbesessen. Daher wollen wir mehr Transparenz,
Offenheit und Dezentralisierung in unsere Verfahren einführen. Wir wollen, daß Europa
bürgernah ist und nur dann eingreift, wenn es für unsere gemeinsamen Interessen
erforderlich ist. Die Geschlossenheit unseres Handelns kann und muß sich mit der Vielfalt
unserer Traditionen vereinbaren lassen. Effizienz kann und muß mit Demokratie Hand in
Hand gehen. Der Unionsvertrag muß nunmehr mit Leben erfüllt werden. Er bietet uns
einen neuen Bezugsrahmen und neue Instrumente, um die Ziele zu erreichen, die wir stets
verfolgt haben: Sicherheit, Wohlstand, Solidarität. Er bietet uns neue Mittel im Dienste
unserer Bestrebungen: eine starke, in sich geschlossene und verantwortungsvolle Euro-
päische Union, die auf unserem Kontinent und in der Welt zugleich einen ruhenden Pol
und einen Anziehungspunkt bilden soll.

Die europäischen Bürger wissen, daß die Gemeinschaft ihnen das Ende blutiger
Kämpfe, einen höheren Lebensstandard und mehr Einfluß gebracht hat. Sie wissen, daß
heute noch mehr als früher die Isolierung und der Rückzug auf sich selbst die falschen
Lösungen darstellen, die sich immer als Trugschluß und manchmal sogar als gefährlich
erweisen. Sie müssen außerdem wissen, daß die Europäische Union ihnen helfen wird,
dem industriellen und gesellschaftlichen Wandel, den außenpolitischen Herausforderungen
und den Geißeln unserer Gesellschaft, an erster Stelle der Arbeitslosigkeit, zu begegnen.
Dies setzt voraus, daß sich die Völker Europas gemeinsam für diese Aufgabe mit Tatkraft
und Entschlossenheit und vor allem voller Vertrauen einsetzen.
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Schlußfolgerungen des Vorsitzes

I. Durchführung des Vertrags über die Europäische Union

Mit Blick auf das Inkrafttreten des Vertrags am 1. November haben wir heute die vom
Rat am 28. Oktober 1993 verabschiedeten Schlußfolgerungen zu den rechtlichen und
praktischen Einzelheiten der Durchführung des Vertrags gebilligt. Wir fordern den Rat in
seinen verschiedenen Zusammensetzungen auf, den nachstehenden Leitlinien zu folgen,
damit die Maßnahmen, die uns im Rahmen des neuen Vertrags als vorrangig erscheinen,
rasch durchgeführt werden können.

1. Wirtschafts- und Währungsunion (WWU)
Wir bekräftigen das Ziel, innerhalb der im Vertrag vorgesehenen Fristen eine Wirtschafts-
und Währungsunion zu schaffen, erinnern jedoch an den besonderen Standpunkt zweier
Mitgliedstaaten hinsichtlich ihrer Teilnahme an der letzten Stufe der WWU. Die
Einhaltung aller Kriterien des Unionsvertrags wird ein Schlüsselfaktor in diesem Prozeß
sein.

Die zweite Stufe der WWU beginnt am 1. Januar 1994. Sie muß in vollem Umfang
genutzt werden. Wir haben beschlossen, daß das Europäische Währungsinstitut seinen
Sitz in Frankfurt haben wird, und haben Baron Lamfalussy als Präsidenten benannt. Das
Parlament ist um Stellungnahme zu dieser Benennung gebeten worden, damit die
Ernennung des Präsidenten des Währungsinstituts bis zum 1. Januar 1994 erfolgen kann.

Die Tätigkeit des Europäischen Währungsinstituts muß die Mechanismen zur
Koordinierung der Geldpolitiken der Mitgliedstaaten substantiell stärken. Zugleich müssen
die im Vertrag vorgesehenen Mechanismen zur Koordinierung der Wirtschaftspolitiken
dazu beitragen, daß der Prozeß der Konvergenz besser gemeistert und das Ziel der
Wiederbelebung des Wachstums und der Verringerung der Arbeitslosigkeit erreicht wird.
Das Verfahren der mehrseitigen Überwachung muß eine direktere und offenere Debatte
ermöglichen, die die Mitgliedstaaten voll einbindet. Im Einklang mit dem Vertrag
beabsichtigt der Europäische Rat, eine aktive Rolle in diesem Prozeß der Stärkung der
Wirtschaftspolitik zu spielen.

2. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ist der Rahmen, der es der Union
ermöglichen soll, die Hoffnungen zu erfüllen, die nach dem Ende des kalten Krieges
geweckt wurden, und den neuen Herausforderungen zu begegnen, die sich aus den
Umwälzungen auf der internationalen Bühne mit der daraus für die Nachbarregionen der
Union resultierenden Instabilität ergeben haben. Ziel der Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik ist es, die Union in die Lage zu versetzen, mit einer Stimme zu
sprechen und wirksam im Dienste ihrer Interessen und jener der Völkergemeinschaft im
allgemeinen zu handeln. Die Außen- und Sicherheitspolitik deckt alle Aspekte der
Sicherheit ab. Bei der europäischen Sicherheit wird es im besonderen darum gehen, Risi-
ken und Unsicherheiten, die territoriale Unversehrtheit und die politische Unabhängigkeit
der Union und ihrer Mitgliedstaaten, ihre demokratische Verfassung, die Stabilität ihrer
Wirtschaft und die Stabilität ihrer Nachbarregionen gefährden könnten, zu verringern. In
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diesem Zusammenhang wird die Westeuropäische Union umgehend sämtliche im Vertrag
und in der Erklärung zur WEU vorgesehenen Bestimmungen umsetzen.

Der Ausbau der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik wird nach Maßgabe der
Wichtigkeit der gemeinsamen Interessen aller Mitgliedstaaten schrittweise und pragma-
tisch erfolgen; der Europäische Rat fordert den Rat auf, mit Vorrang die Bedingungen
und Modalitäten für gemeinsame Aktionen in folgenden Bereichen auszuarbeiten:

(i) Förderung von Stabilität und Frieden in Europa
Stabilität, Stärkung des demokratischen Prozesses und Ausbau der regionalen Zusammen-
arbeit in Mittel- und Osteuropa. In diesem Aktionsbereich wird ein Stabilitätspakt, mit
dem die Minderheitenfrage geregelt und die Unverletzlichkeit der Grenzen in höherem
Maße gewährleistet werden soll, eine Schlüsselrolle spielen.

(ii) Naher Osten
Begleitung des Friedensprozesses im Nahen Osten durch Einsatz der politischen,
wirtschaftlichen und finanziellen Mittel der Union zur Unterstützung eines umfassenden
Friedensplans.

(iii) Südafrika
Unterstützung des Übergangs zu einer demokratischen Gesellschaft ohne Rassenschranken
in Südafrika durch ein koordiniertes Unterstützungsprogramm für die Vorbereitung von
Wahlen und deren Beobachtung sowie durch Schaffung eines Kooperationsrahmens, mit
dem die wirtschaftlichen und sozialen Grundlagen des Übergangs gefestigt werden kön-
nen.

(iv) Ehemaliges Jugoslawien
Bemühungen um eine Verhandlungslösung für den Konflikt, die von Bestand ist; Beitrag
zur Durchführung eines Friedensplans und Unterstützung der humanitären Hilfe.

(v) Rußland
Unterstützung für den in Rußland eingeleiteten demokratischen Prozeß; dem Wunsch der
russischen Regierung entsprechend Entsendung von Beobachtern zu den Parlaments-
wahlen am 12. Dezember. Diese Aktion wird mit dem Europäischen Parlament und den
internationalen Organisationen abgestimmt, die sich hieran ebenfalls beteiligen. Der
Europäische Rat hat außerdem die in Anlage 1 enthaltene Erklärung über die Lage im
ehemaligen Jugoslawien und die humanitäre Hilfe für Bosnien-Herzegowina angenom-
men.

3. Justiz und Inneres
Im Vertrag über die Europäische Union ist der Grundsatz einer verstärkten Zusammen-
arbeit in den Bereichen Justiz und Inneres verankert. Es muß erreicht werden, daß die
Unionspolitik in diesen sensiblen Bereichen dem Bürger — der ja in seinem täglichen
Leben unmittelbar betroffen ist — die Gewißheit gibt, daß die Schaffung eines Raumes
ohne Binnengrenzen nicht zu Lasten seiner Sicherheit geht, sondern seine Sicherheit auf-
grund dieser systematischen und strukturellen Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
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Staaten künftig sogar besser gewährleistet ist. Da all diese Fragen nunmehr innerhalb des
neuen einheitlichen institutionellen Rahmens behandelt werden, wobei der Kommission
und dem Sekretariat eine größere Rolle zukommt, wird eine stärkere Kohärenz zwischen
den einzelnen — gemeinschaftlichen bzw. zwischenstaatlichen — Interventionsebenen ge-
währleistet und somit die generelle Durchschlagskraft des Handels der Union verbessert.

Wir ersuchen den Rat, im Hinblick auf unsere Dezembertagung einen genauen
Aktionsplan unter anderem zu folgenden Punkten auszuarbeiten1:
- Vorkehrungen, die sicherstellen, daß Europol bald eingerichtet wird. Bis Oktober 1994

ist das Europol-Übereinkommen abzuschließen und muß die Drogenstelle einsatzfähig
sein;

- wirksame Drogenbekämpfungsmaßnahmen, einschließlich Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Geldwäsche;

- eine gemeinsame Aktion im Bereich des Asylrechts im Einklang mit der dem Vertrag
beigefügten Erklärung;

- Erstellung der Liste der Drittländer, deren Angehörige der Visumpflicht unterliegen,
im Einklang mit den neuen Vertragsbestimmungen;

- Verstärkung der justitiellen Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich der Aus-
lieferung;

- Leitlinien zur Berücksichtigung der Ziele der Drogenbekämpfung, der Asylpolitik und
der Einwanderungspolitik in den Außenbeziehungen der Union. In diesem Zusammen-
hang kommt der Rückübernahme illegaler Einwanderer besondere Bedeutung zu.

Wir werden die Ergebnisse dieser Arbeiten auf unserer Dezembertagung prüfen, um die
erforderlichen Leitlinien festzulegen.

4. Soziale Dimension
Der Unionsvertrag bietet neue Grundlagen für die Sozialpolitik nach Maßgabe des dem
Vertrag beigefügten Protokolls. Wir sind uns der Bedeutung bewußt, die diesem Aspekt
der Tätigkeit der Gemeinschaft insbesondere unter den derzeitigen Umständen zukommt,
und wir sind entschlossen, die vom Vertrag gebotenen Möglichkeiten für eine solidarische
Gemeinschaft in allen ihren Formen rasch umzusetzen. Der Europäische Rat hat die
Errichtung einer Agentur für Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz bestätigt,
die den Auftrag hat, den gemeinschaftlichen Stellen sämtliche Daten zur Beurteilung der
Lage und die erforderlichen Gutachten im Hinblick auf eine Verbesserung der Arbeits-
bedingungen zur Verfügung zu stellen.

5. Demokratie und Transparenz
Der neue Vertrag enthält eine Reihe von Bestimmungen, die die demokratische
Legitimierung der Union verstärken soll. Das Europäische Parlament wird enger an der
Ausarbeitung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften beteiligt; seine Befugnisse zur
politischen und administrativen Kontrolle der ausführenden Gewalt werden verstärkt. Der
Demokratieanspruch verlangt ferner, daß die Entscheidungen so bürgernah wie möglich
getroffen werden. Im Vertrag ist ein regelmäßiger Dialog zwischen nationalem Parlament

1 Zu diesem Zweck wird der Rat (Justiz und Innere Angelegenheiten) zusammentreten.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1993/94 439



DOKUMENTATION

und dem Europäischen Parlament vorgesehen; ein neuer Ausschuß wird den Regionen
Stimme verleihen. Der Ausschuß wird spätestens am 15. Januar 1994 zusammentreten.

Gemäß den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Edinburgh werden wir im
Dezember den Bericht der Kommission über die Ergebnisse der Überprüfung bestimmter
Gemeinschaftsregeln und -vorschlage prüfen, die dem Subsidiaritätsprinzip angepaßt
werden sollen. Was schließlich den Bürger anbelangt, der ja letztlich Nutznießer der
Bemühungen um die europäische Integration ist und bleiben muß, so hat der Unionsver-
trag die Grundlagen für eine Unionsbürgerschaft geschaffen, die zur nationalen Staats-
angehörigkeit hinzukommt, ohne an deren Stelle zu treten.

Wir ersuchen alle Gemeinschaftsorgane und politischen Gremien, vereint auf eine
wirkliche Förderung der demokratischen Dimension der Union — in Wort und Geist —
hinzuarbeiten. Wir begrüßen in diesem Zusammenhang die wichtigen interinstitutionellen
Vereinbarungen, die heute vom Präsidenten des Europäischen Parlaments, dem Präsiden-
ten des Europäischen Rates und dem Präsidenten der Kommission paraphiert wurden und
die ein gutes Vorzeichen für die künftige Zusammenarbeit zwischen den Organen be-
deuten. Die nächsten Wahlen zum Europäischen Parlament, die vom 9. bis 12. Juni 1994
stattfinden werden und an denen jeder ungeachtet seiner Staatsangehörigkeit im Land
seines Wohnsitzes teilnehmen kann, werden für das demokratische Leben der Union
besonders wichtig sein. Wir wünschen, daß die Diskussion, die es anläßlich dieser
Wahlen in allen Mitgliedstaaten geben wird, dazu beiträgt, das europäische Aufbauwerk
voranzubringen.

//. Wachstum und Beschäftigung

Unsere Dezembertagung wird im wesentlichem der Strategie zur Förderung des
Wachstums, der Wettbewerbsfähigkeit und der Beschäftigung gewidmet sein. In diesem
Zusammenhang ist unseres Erachtens mehr denn je alles daranzusetzen, daß bei den
Verhandlungen der Uruguay-Runde innerhalb des vorgesehenen Zeitrahmens im Einklang
mit den vom Rat am 20. September und 4. Oktober 1993 verabschiedeten Schlußfolge-
rungen und Leitlinien eine umfassende, dauerhafte und ausgewogene Vereinbarung erzielt
wird. Der Europäische Rat hörte ein Expose des Präsidenten der Kommission zur
Europäischen Wachstumsinitiative und zum Stand der Vorarbeiten für das Weißbuch.
Dieses Weißbuch wird Vorschläge zu der in den Artikeln 129 b bis 129d des neuen
Vertrags vorgesehenen Einrichtung von Infrastrukturnetzen umfassen, die wesentlich zur
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaften, zum Wachstum und
zur Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen sollen. Diese Programme stellen insbesondere
auf das Verkehrswesen, den Energiebereich sowie die Informations- und Kommunika-
tionstechnologien ab.

Eine Lage, in der in der Gemeinschaft 17 Millionen Menschen arbeitslos sind und ein
erheblicher Teil der Bevölkerung langfristig vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen ist, kann
unserer Ansicht nach nicht hingenommen werden, und alle Anstrengungen müssen sich
vorrangig darauf richten, hier Abhilfe zu schaffen. Wir ersuchen daher die Kommission
und den Rat, dafür Sorge zu tragen, daß wir auf der Dezembertagung einige konkrete
Schlußfolgerungen ziehen können. Unsere Volkswirtschaften sind heute so eng miteinan-
der verflochten, daß ein Wiederaufschwung nur gemeinsam erreicht werden kann.
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Diese Schlußfolgerungen müssen die mittelfristige Strategie auf der Grundlage des
Weißbuches der Kommission sowie die großen wirtschaftspolitischen Leitlinien der
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft betreffen. Im Rahmen unserer mittelfristigen
Strategie stellt die Verabschiedung des vierten Forschungsprogramms unseres Erachtens
ein Kernstück dar; wir ersuchen das Parlament und den Rat, vor Jahresende einen
diesbezüglichen Beschluß zu fassen. Ebenso sind wir davon überzeugt, daß die Struktur-
fonds und die transeuropäischen Netze in diesem Zusammenhang eine besonders wichtige
Rolle zu spielen haben.

Bereits heute haben wir beschlossen, die Maßnahmen, die im Rahmen der Wachs-
tumsinitiative von Edinburgh ergriffen wurden, zu verstärken und auf diese Weise die
sichtbar werdenden Anzeichen für einen Wiederaufschwung zu unterstützen. In diesem
Sinne beschlossen wir, die Kriterien für die Auswahl von Projekten, die mit der
"Edinburgh-Fazilität" zu finanzieren sind, auf Ausrüstungsgüter im Verkehrssektor, die
Energieerzeugung und die Stadterneuerung auszuweiten. Wir ersuchten des weiteren den
Rat "Wirtschafts- und Finanzfragen" sicherzustellen, daß ein Zinsgütermechanismus
zugunsten der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) entsprechend den Leitlinien des
Europäischen Rates von Kopenhagen innerhalb der Grenzen des Haushaltsplans für 1994
eingerichtet wird. Wir haben uns verpflichtet, alles daranzusetzen, damit die Ratifikations-
verfahren in den Mitgliedstaaten betreffend die Schaffung des Europäischen Investitions-
fonds vor Jahresende abgeschlossen werden.

///. Erweiterung

Wir halten es für wichtig, daß die Verhandlungen mit Österreich, Finnland, Norwegen
und Schweden beschleunigt werden, damit der Beitritt dieser Länder zum 1. Januar 1995
erfolgen kann. Ziel ist es, die Verhandlungen bis zum 1. März 1994 abzuschließen. Wir
möchten unter anderem, daß die Verhandlungen mit den Beitrittskandidaten vor
Jahresende zu Ergebnissen in den Bereichen Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik,
Inneres und Justiz und Wirtschafts- und Währungsunion führen. Die Verhandlungen mit
den beitrittswilligen Ländern über ihren Platz in den Gemeinschaftsorganen müssen
ebenfalls vor Jahresende angegangen werden. Daher möchten wir, daß der Standpunkt der
Mitgliedstaaten spätestens auf unserer Dezembertagung nach Aussprache im Rat
"Allgemeine Angelegenheiten" festgehalten wird. Wir ersuchen den Vorsitz und das
Sekretariat, auf der Grundlage der Schlußfolgerungen von Lissabon und Kopenhagen
einen Vorschlag zu den erforderlichen Anpassungen auszuarbeiten.

IV. Sitz der Organe

Wir haben einen Beschluß über den Sitz mehrerer Einrichtungen gefaßt, mit dem der
Beschluß von Edinburgh ergänzt wird, dessen Bestimmungen bestätigt wurden und in
allen Punkten einzuhalten sind. Der förmliche Beschluß ist in der Anlage II dieser
Schlußfolgerungen enthalten. Mit der Schaffung dieser Einrichtungen kann die Union ihre
Tätigkeiten in mehreren wichtigen Bereichen weiterentwickeln; hierzu gehören die WWU
(Europäisches Währungsinstitut), der Umweltschutz (Umweltagentur), der Binnenmarkt
(Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt: Marken, Muster und Modelle, Arzneimittel-
Agentur, Inspektionsbüro für Veterinärkontrollen), Maßnahmen zugunsten der mittel- und

Jahrbuch der Europäischen Integration 1993/94 441



DOKUMENTATION

osteuropäischen Länder (Europäische Stiftung für Berufsbildung), die soziale Dimension
(Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung, Agentur für Gesundheits-
schutz und Sicherheit am Arbeitsplatz) und die Bekämpfung von Kriminalität und Dro-
gensucht (Europol und Europäische Drogenbeobachtungsstelle).

Anlage I: Erklärung zur Lage im ehemaligen Jugoslawien und zur Beförderung der
humanitären Hilfe in Bosnien-Herzegowina

Der Europäische Rat stellt mit Besorgnis fest, daß der Verhandlungsprozeß im ehemali-
gen Jugoslawien stagniert. Er appelliert erneut an die Parteien, die Verhandlungen
unverzüglich wiederaufzunehmen, damit eine gerechte und dauerhafte Einigung erzielt
wird; er fordert sie auf, sich jeglicher feindseligen Handlung zu enthalten und den
Gewaltätigkeiten ein Ende zu bereiten. Der Europäische Rat verurteilt die kürzlich von
kroatischen Streitkräften in Stupni Do begangenen Greueltaten.

Der Europäische Rat ist über die Verschlechterung der humanitären Lage in Bosnien-
Herzegowina sehr besorgt. Er verurteilt aufs schärfste die gezielten Angriffe auf hu-
manitäre Hilfskonvois in Bosnien-Herzegowina und insbesondere den jüngsten Anschlag,
der mehrere Opfer unter dem Hilfspersonal gefordert und die Vereinten Nationen dazu
veranlaßt hat, die humanitäre Hilfe für Zentralbosnien auszusetzen.

Die Völkergemeinschaft hat erhebliche Anstrengungen unternommen, um das Elend
und das Leiden der Zivilbevölkerung zu lindern. Zahlreiche Personen von bemerkens-
wertem Mut und Einsatz sind in Erfüllung ihres Auftrags im Rahmen der internationalen
Solidarität getötet oder verletzt worden. Wir müssen handeln, damit die humanitäre Hilfe
nicht weiter behindert wird und fortgeführt werden kann. Der Europäische Rat macht die
Konfliktparteien unmittelbar dafür verantwortlich, daß insbesondere angesichts des
bevorstehenden Winters die Bedingungen geschaffen werden, die für eine Fortführung der
humanitären Hilfe unabdingbar sind. In diesem Zusammenhang fordert er dauerhafte,
glaubwürdige und wirksame Garantien und ersucht Lord Owen, den Führern der drei
Parteien, die für die Erteilung der erforderlichen Anweisungen an die örtlichen Befehls-
haber zuständig sind, diese Forderungen unverzüglich und mit Nachdruck zu übermitteln.

Der Europäische Rat kommt überein, die Beförderung der humanitären Hilfe in
Bosnien-Herzegowina auf der Grundlage folgender Maßnahmen zu unterstützen, die als
Richtschnur dienen sollen:
- die verstärkte finanzielle Hilfe zugunsten der notleidenden Bevölkerung und eine

Demarche bei Drittländern, damit diese ihren Beitrag leisten;
- Ermittlung und Instandsetzung besonders wichtiger Verkehrswege, besonders nach

Sarajewo;
- Herbeiführung eines Einvernehmens aller Parteien, um diese Straßen frei zu halten;
- Einsatz aller geeigneten Mittel, um die Beförderung dieser humanitären Hilfe zu

unterstützen;
- Verstärkung der UNPROFOR, damit mehr Truppen zum Schutz der Beförderungs-

wege zur Verfügung stehen.
Der Europäische Rat ersucht daher den Rat, auf dieser Grundlage die Einzelheiten einer
gemeinsamen Aktion festzulegen, hierbei jedoch eine enge Koordination mit den Ver-
einten Nationen sicherzustellen.
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Anlage II: Einvernehmlicher Beschluß der auf der Ebene der Staats- und Regierungs-
chefs vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten über die
Festlegung des Sitzes bestimmter Einrichtungen und Dienststellen der Euro-
päischen Gemeinschaften sowie des Sitzes von Europol

Die auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs vereinigten Vertreter der Regierungen
der Mitgliedstaaten —

gestützt auf Artikel 216 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, Artikel 77 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl und Artikel 189 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 des Rates vom 7. Mai 1990 zur
Errichtung einer Europäischen Umweltagentur und eines Europäischen Umweltinforma-
tions- und Umweltbeobachtungsnetzes, insbesondere auf Artikel 21,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1360/90 des Rates vom 7. Mai 1990 zur
Errichtung einer Europäischen Stiftung für Berufsbildung, insbesondere Artikel 19,

gestützt auf den Beschluß vom 18. Dezember 1991, mit dem die Kommission die
Schaffung des Inspektionsbüros für Veterinär- und Pflanzenschutzkontrollen gebilligt hat,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 302/93 des Rates vom 8. Februar 1993 zur
Schaffung einer Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht, ins-
besondere auf Artikel 19,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2309/93 des Rates vom 22. Juli 1993,
insbesondere auf Artikel 74, mit der insbesondere eine Europäische Agentur für die
Beurteilung von Arzneimittel geschaffen wurde,

in der Erwägung, daß der Europäische Rat entsprechend dem Aktionsprogramm der
Kommission vom 20. November 1989 über die Einführung der Gemeinschaftscharta der
sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer die Agentur für Gesundheitsschutz und Sicherheit
am Arbeitsplatz vorgesehen hat,

in der Erwägung, daß im Vertrag über die Europäische Union, der am 7. Februar 1992
unterzeichnet wurde und am 1. November 1993 in Kraft tritt, die Schaffung des Euro-
päischen Währungsinstituts und der Europäischen Zentralbank vorgesehen ist,

in der Erwägung, daß die Organe der Europäischen Gemeinschaften beabsichtigen, ein
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) einzurichten,

in der Erwägung, daß gemäß den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von
Maastricht die Mitgliedstaaten beabsichtigen, ein Übereinkommen über Europol (Europäi-
sches Polizeiamt) zu schließen, mit dem Europol geschaffen wird und das ferner an die
Stelle des Ministerübereinkommens vom 2. Juni 1993 über die Einrichtung der Europol-
Drogenstelle treten wird,

in der Erwägung, daß für diese verschiedenen Einrichtungen und Dienststellen die
Sitze festzulegen sind,

unter Verweis auf die Beschlüsse vom 8. April 1965 und 12. Dezember 1992 —
beschließen:

Artikel 1
a) Die Europäische Umweltagentur hat ihren Sitz im Gebiet von Kopenhagen.
b) Die Europäische Stiftung für Berufsbildung hat ihren Sitz in Turin.
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c) Das Inspektionsbüro für Veterinär- und Pflanzenschutzkontrollen wird seinen Sitz
in einer irischen Stadt haben, die von der irischen Regierung noch zu benennen ist.

d) Die Europäische Drogenüberwachungsstelle hat ihren Sitz in Lissabon.
e) Die Europäische Agentur für die Beurteilung von Arzneimitteln hat ihren Sitz in

London.
f) Die Agentur für Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz wird ihren Sitz

in einer spanischen Stadt haben, die von der spänischen Regierung noch zu benennen ist.
g) Das Europäische Währungsinstitut und die künftige Europäische Zentralbank

werden ihren Sitz in Frankfurt haben.
h) Das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle),

einschließlich seiner Beschwerdekammer, wird ihren Sitz in einer spanischen Stadt haben,
die von der spanischen Regierung noch zu benennen ist.

i) Europol und die Europol-Drogenstelle werden ihren Sitz in Den Haag haben.

Artikel 2
Dieser Beschluß, der im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht wird,
tritt mit dem heutigen Tage in Kraft.

Erklärungen
Bei der Verabschiedung des vorstehenden Beschlusses am 29. Oktober 1993 haben die
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten einvernehmlich folgende Erklärungen
angenommen:
- Als Sitz des Europäischen Zentrums für die Förderung der Berufsbildung wurde durch

die Verordnung Nr. 337/75 des Rates vom 10. Februar 1975, die auf Vorschlag der
Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments vom Rat einstimmig
angenommen wurde, Berlin festgelegt. Die Vertreter der Regierungen der Mitglied-
staaten ersuchen die Organe der Europäischen Gemeinschaft vorzusehen, daß
Thessaloniki sobald wie möglich als künftiger Sitz festgelegt wird. Die Kommission
hat sich bereit erklärt, bald einen Vorschlag in diesem Sinne vorzulegen.

- Bei den Übersetzungsdiensten der Kommission in Luxemburg wird eine Überset-
zungszentrale für die Einrichtungen der Union geschaffen, welche die Übersetzungs-
dienste leistet, die für die Arbeit der Einrichtungen und Dienststellen erforderlich sind,
deren Sitz mit dem vorstehenden Beschluß vom 29. Oktober 1993 festgelegt worden
ist; dies betrifft nicht die Übersetzer des Europäischen Währungsinstituts.

- Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, die Kandidatur Luxemburgs für den Sitz des
Gemeinsamen Berufungsgerichts für Gemeinschaftspatente zu unterstützen, das im
Protokoll über die Regelung von Streitigkeiten über die Verletzung und die Rechts-
gültigkeit von Gemeinschaftspatenten im Anhang zur Vereinbarung über Gemein-
schaftspatente vom 15. Dezember 1989 vorgesehen ist.

Anläßlich der Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten hat die
Kommission bestätigt, daß sie ihre Dienststellen mit Standort in Luxemburg auf Dauer
dort unterbringen will.

Schließlich stellten die Mitgliedstaaten fest, daß Haushaltsmittel zur Verfügung stehen,
die es der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen
mit Sitz in Dublin ermöglichen, einige neue Aufgaben zu erfüllen.

Quelle: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 99 v. 16. 11. 1993.
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3. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur Ratstagung am 10. und
11. Dezember 1993 in Brüssel

Die Staats- und Regierungschefs waren bei ihrer ersten Begegnung nach Inkrafttreten des
Vertrags über die Europäische Union von dem Willen bestimmt, die durch diesen Vertrag
gebotenen neuen Möglichkeiten unverzüglich voll zu nutzen, um die Probleme der Stunde
anzugehen und der Union einen weiteren Impuls zu geben.

Der Europäische Rat hat sich vor allem mit der wirtschaftlichen Lage und der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit befaßt. Im Lichte des von Herrn Delors vorgelegten Weiß-
buchs hat er einen kurz- und mittelfristigen Aktionsplan festgelegt, dessen Durchführung
er selbst verfolgen wird.

Sodann hat der Europäische Rat einen ersten Aktionsplan für den Bereich Justiz und
Inneres angenommen, der in Zukunft noch zu verstärken sein wird, da die Zusammen-
arbeit in diesem Bereich für die Gewährleistung der Sicherheit der Bürger von heraus-
ragender Bedeutung ist.

Im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik hat der Europäische Rat insbesondere
eine erste Aktion der Präventivdiplomatie eingeleitet, indem er beschlossen hat, daß die
Europäische Union im Frühjahr 1994 eine Konferenz einberufen wird, auf der ein
Stabilitätspakt für die mittel- und osteuropäischen Länder ins Leben gerufen werden soll.

Schließlich hat der Europäische Rat eine Reihe von Beschlüssen zur Umsetzung des
Unionsvertrags und der Schlußfolgerungen seiner Tagung vom Oktober gefaßt.

Den Erörterungen im Europäischen Rat ging ein Gedankenaustausch mit dem
Präsidenten des Europäischen Parlaments, Herrn Klepsch, über die wichtigsten Themen
der Tagesordnung voraus.

/. Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung

A. Bekämpfung der Arbeitslosigkeit - Aktionsplan

Die gegenwärtige hohe Arbeitslosigkeit mit allen ihren direkten und indirekten Auswir-
kungen gefährdet den Zusammenhalt unserer Gesellschaft.

Es gibt kein Allheilmittel gegen die Arbeitslosigkeit. Aber es darf auch keine Resig-
nation aufkommen. Wir müssen handeln, und unsere Antwort wird um so wirksamer sein,
als es sich um eine gemeinsame Antwort handeln wird. Ebenso wie nach der Annahme
der Einheitlichen Akte müssen nun alle Kräfte mobilisiert werden, um zu gewährleisten,
daß die Gemeinschaft eine neue Phase des Wohlstands erlebt.

Das Thema Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
stand in der letzten Zeit in allen Tagungen des Europäischen Rates auf der Tagesordnung.
In Edinburgh wurde als Ergebnis der Beratungen eine europäische Wachstumsinitiative
lanciert, die in Kopenhagen und Brüssel weiter ausgebaut wurde.

Das Ausmaß der Krise und die für alle Mitgliedstaaten bestehenden Schwierigkeiten
bei der Verbesserung der Beschäftigungslage machen es erforderlich, daß die bisherigen
Bemühungen verstärkt und mehr auf die strukturellen Aspekte ausgerichtet werden.

Präsident Delors hat als erster in Kopenhagen nachdrücklich betont, daß es dringend
umfassender Überlegungen über die Gründe der gegenwärtigen Krise und die möglichen
Maßnahmen zu deren Überwindung bedarf. Das Ergebnis dieser Überlegungen ist nun
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Gegenstand des von der Kommission ausgearbeiteten "Weißbuchs über die mittelfristige
Strategie für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung". Der Europäische Rat
ist der Ansicht, daß dieses Dokument, dessen Qualität er hervorgehoben hat und das er
seinen Beratungen zugrunde gelegt hat, eine klare Analyse der derzeitigen wirtschaftli-
chen und sozialen Lage in der Union enthält und einen Bezugsrahmen für die künftigen
Beratungen darstellt.

Der Europäische Rat hat auf dieser Grundlage beschlossen, einen Aktionsplan in Form
konkreter Maßnahmen auf der Ebene der Union und der Mitgliedstaaten durchzuführen,
mit dem kurzfristig eine Trendwende eingeleitet und bis zum Ende des Jahrhunderts die
Zahl der Arbeitslosen, die heute mit 17 Millionen unannehmbar hoch ist, erheblich
verringert werden soll. Diese Aktionsplan enthält:
- einen allgemeinen Rahmen für die Beschäftigungspolitik auf der Ebene der Mitglied-

staaten;
- spezifische Begleitmaßnahmen auf Gemeinschaftsebene;
- ein Follow-up-Verfahren.
Der Aktionsplan zielt vor allem darauf ab, daß die europäische Wirtschaft in ihrer Wett-
bewerbsfähigkeit gestärkt wird. Sie muß neuen Anforderungen gerecht werden. Außerdem
muß sie sich einer Welt anpassen, die einen beispiellosen Wandel der Produktions-
systeme, der Arbeitsorganisation und des Konsumverhaltens erfährt.

Für den Aktionsplan gelten vier Voraussetzungen:

i) Eine gesunde Wirtschaft
Allein eine stabile und kohärente Wirtschafts- und Währungspolitik mit dem Ziel einer
niedrigen Inflationsrate und einer kontrollierten Entwicklung der öffentlichen Ausgaben
kann zu dem schrittweisen Rückgang der Zinssätze führen, der für eine wirksame
Abstützung des Wiederaufschwungs und der Investitionen notwendig ist. Daneben sind
stabile Wechselkurse von wesentlicher Bedeutung für eine volle Nutzung der Möglich-
keiten des Binnenmarkts. In diesem Rahmen hat der Europäische Rat gemäß Artikel 103
des Vertrags den vom Rat (Ecofin) erstellten Entwurf für die "Grundzüge der Wirtschafts-
politik" in den Hauptpunkten gebilligt. Der Europäische Rat hat den Rat (Ecofin) ersucht,
den Text auf seiner Tagung am 13. Dezember 1993 im Lichte der heutigen Aussprache
zu diesem Thema und der entsprechenden Schlußfolgerungen zum Weißbuch fertigzu-
stellen.

ii) Eine offene Wirtschaft
Nur ein offenes Welthandelssystem, das in Theorie und Praxis auf Multilateralität beruht,
kann den Wiederaufschwung wirksam absichern. Dies setzt die Errichtung einer
Welthandelsorganisation voraus, die imstande ist, für die Einhaltung der gemeinsam
festgelegten Regeln zu sorgen, unter anderem indem sie bestimmten Praktiken des
unlauteren Wettbewerbs Einhalt gebietet. Der Abschluß der GATT-Verhandlungen
entsprechend den Bedingungen, die der Europäische Rat auf seinen Tagungen in
Kopenhagen und in Brüssel festgelegt hat, stellt in diesem Zusammenhang einen
entscheidenden Schritt nach vorne dar1. Diese allgemeine Öffnungsbereitschaft wird sich

1 Siehe auch Anlage IV.
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deutlich niederschlagen in den Beziehungen zu den Nachbarländern der Gemeinschaft im
Osten und im Süden. Gleichzeitig sind die Vorteile der expandierenden Märkte in anderen
Teilen der Welt zu nutzen.

iii) Eine solidarische Wirtschaft
Die erforderlichen Anpassungen dürfen nicht die Grundlagen unserer Gesellschaft in
Frage stellen, nämlich den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt, einen hohen Grad an
sozialer Sicherheit und die stetige Verbesserung der Lebensqualität. Solidarität ist
zunächst gefordert zwischen den Menschen, die Arbeit haben, und jenen, die keine haben;
diese Solidarität kann zum Beispiel darin bestehen, daß ein Teil der Gewinne aus dem
Produktivitätszuwachs vorrangig für Investitionen und für die Schaffung von Arbeits-
plätzen aufgewendet wird, insbesondere durch eine Politik der Lohnmäßigung. Darüber
hinaus muß im Rahmen der Solidarität durch eine globale Vorsorge- und Wiedereinglie-
derungspolitik zur Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung beigetragen werden. Die
Solidarität muß auch zwischen den Regionen im Rahmen des wirtschaftlichen und
sozialen Zusammenhalts zum Tragen kommen.

iv) Eine angesichts der zunehmenden Bedeutung der lokalen Ebene stärker dezentralisier-
te Wirtschaft; die Wirtschaft muß sich den durch die neuen Technologien eröffneten
Möglichkeiten anpassen und das bei den kleinen und mittleren Unternehmen vorhandene
Potential für die Schaffung von Arbeitsplätzen besser als bisher nutzen.

B. Maßnahmen auf einzelstaatlicher Ebene - Allgemeiner Rahmen

Auf Grund der institutionellen, gesetzgeberischen oder vertragsrechtlichen Besonderheiten
jedes Mitgliedstaats muß sich die Tätigkeit der Gemeinschaft darauf konzentrieren, Ziele
festzulegen; es bleibt dann den Mitgliedstaaten überlassen, innerhalb eines gemeinsam
festgelegten allgemeinen Rahmens die für ihre jeweilige Lage am besten geeigneten
Mittel zu wählen. In diesem Sinne ist der Europäische Rat der Auffassung, daß sich die
Mitgliedstaaten bei ihren Bemühungen, die Kapazitäten der europäischen Wirtschaft zur
Schaffung von Arbeitsplätzen weiter auszubauen, von den Vorschlägen des Weißbuchs
der Kommission leiten lassen sollten. Folgenden Maßnahmen müßte das besondere
Augenmerk der Mitgliedstaaten gelten:
- Verbesserung der Bildungs- und Ausbildungssysteme. Insbesondere wird die Weiter-

bildung als Mittel zur ständigen Anpassung der Qualifikationen an die Erfordernisse
der Wettbewerbsfähigkeit und der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erleichtert;

- Verbesserung der Flexibilität innerhalb der Unternehmen und auf dem Arbeitsmarkt
durch Beseitigung allzu starrer Vorschriften und durch verstärkte Mobilität;

- Untersuchung wirtschaftlich sinnvoller neuer Formen der Arbeitsorganisation in den
Unternehmen; diese Maßnahmen sollen nicht auf eine allgemeine Umverteilung der
Arbeit, sondern auf innerbetriebliche Anpassungen abstellen, die mit der Produktivi-
tätssteigerung vereinbar sind;

- gezielte Senkungen der Lohnnebenkosten (gesetzlich vorgeschriebene Abgaben),
insbesondere der Nebenkosten für minderqualifizierte Arbeitskräfte, um ein besseres
Gleichgewicht zwischen den Kosten der verschiedenen Produktionsfaktoren zu
erreichen; die Mindereinnahmen bei den Sozialabgaben könnten, im allgemeinen
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Kontext einer Stabilisierung der gesetzlich vorgeschriebenen Abgaben und einer
Verminderung der Steuerlast, unter anderem durch — möglicherweise umweltpoliti-
sche — steuerliche Maßnahmen kompensiert werden;

- bessere Verwendung der für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit aufgewendeten
öffentlichen Mittel dank einer aktiveren Politik der Information, Motivation und
Beratung der Arbeitslosen, wozu öffentliche oder private spezialisierte Einrichtungen
heranzuziehen sind;

- Sondermaßnahmen für Jugendliche, die ohne geeignete Qualifikationen aus dem
Schulsystem ausscheiden;

- Schaffung von Arbeitsplätzen im Zusammenhang mit der Befriedigung neuer
Bedürfnisse, die mit Lebensqualität und Umweltschutz verknüpft sind.

Der so definierte gemeinsame Rahmen wird für die einzelnen Politiken der Mitgliedstaa-
ten als Bezugspunkt dienen. Der Rat wird diese Politiken regelmäßig prüfen, um ihre
Ergebnisse zu analysieren und daraus Lehren für die Fortführung der Maßnahmen zu
ziehen.

C. Gezielte Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene

1. Optimale Nutzung des Binnenmarktes
Die Existenz eines großen, exportorientierten Binnenmarktes stellt einen wichtigen Vorteil
der europäischen Wirtschaft dar, der in vollem Umfang genutzt werden muß. Zu diesem
Zweck sind Anstrengungen in vier Bereichen vonnöten:
- Die vollständige Umsetzung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften in inner-

staatliches Recht muß so rasch wie möglich abgeschlossen werden.
- Die Vorschriften müssen gemäß dem Subsidiaritätsprinzip vereinfacht und von Ballast

befreit werden, und es muß gewährleistet werden, daß die innerstaatlichen und die
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften miteinander in Einklang stehen.

- Die Entwicklung in Richtung auf eine dezentralisierte Wirtschaft, die durch die neuen
Informationstechnologien ermöglicht worden ist, muß gefördert werden, und zwar
insbesondere durch die Schaffung günstiger steuerlicher, administrativer und finanziel-
ler Rahmenbedingungen für die kleinen und mittleren Unternehmen, die einen der
dynamischsten Wirtschaftsfaktoren der Gemeinschaft darstellen. Der Europäische Rat
fordert die Kommission auf, zu untersuchen, wie dieses Ziel erreicht werden kann,
und beispielsweise die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten
hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Beschäftigung zu durchleuchten. Ferner er-
sucht der Europäische Rat den Rat (Ecofin), noch vor Jahresende das auf den Tagun-
gen des Europäischen Rates von Kopenhagen und Brüssel beschlossene Zinssub-
ventionssystem zugunsten der KMU zu verabschieden.

- Die Wettbewerbsregeln und die Kontrolle der staatlichen Beihilfen sind rigoros anzu-
wenden.

- Die Effizienz des Kapitalmarkts ist zu verbessern, damit das Sparaufkommen eher in
beschäftigungswirksame Anlage-Investitionen fließt.

Der Europäische Rat ersucht den Rat und die Kommission, ihre Arbeit im Lichte dieser
Leitlinien sowie der Arbeitsunterlage der Kommission "Für ein strategisches Programm
zur Verwaltung und Weiterführung des Binnenmarktes" fortzusetzen. Die Prüfung des
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Jahresberichtes der Kommission über das Funktionieren des Binnenmarktes wird Teil des
Follow-up des Aktionsplans für die Beschäftigung sein.

2. Transeuropäisches Netz in den Bereichen Verkehr und Energie
Die beschleunigte Schaffung der transeuropäischen Netze (siehe Entwicklungsschwer-
punkt II des Weißbuchs) wird es ermöglichen, mehrere für die Entwicklung der Gemein-
schaft wesentliche Ziele zu verfolgen: das wirksame Funktionieren des Binnenmarktes,
die Stärkung der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit, die Raumordnung, die Intensi-
vierung der Beziehungen zu den Ländern Osteuropas und des Mittelmeerraums sowie das
Wohl der Bürger, die in den Genuß schnellerer und sicherer Verkehrsmittel gelangen
können.

Der Europäische Rat ersucht deshalb den Rat, die neuen Möglichkeiten des Vertrags
(Artikel 129 b), in dem die Aufgaben der Gemeinschaft in diesem Bereich und das ihr zur
Verfügung stehende Instrumentarium festgelegt sind, rasch und in vollem Umfang zu
nutzen.

In der ersten Phase werden Leitschemata festgelegt; diese Schemata gibt es bereits für
die Hochgeschwindigkeitszüge, den kombinierten Verkehr, die Straßen und die Wasser-
wege. Der Europäische Rat ersucht das Parlament und den Rat, die Verfahren zu be-
schleunigen, damit die noch ausstehenden Leitschemata (klassische Eisenbahninfra-
struktur, Flughafeninfrastruktur, Hafeninfrastruktur, Elektrizität, Gas) vor dem 1. Juli
1994 im Hinblick auf die Ermittlung von Vorhaben von gemeinsamem Interesse ange-
nommen werden können. Die Leistungsfähigkeit der Verkehrsnetze wird durch eine Ver-
besserung des Kabotagesystems optimiert werden.

Im übrigen wird mit diesen Netzen ein Beitrag zum Umweltschutz geleistet, und zwar
beispielsweise durch den Einsatz des kombinierten Verkehrs, der eine Entlastung der
Straße durch stärkere Inanspruchnahme des umweltverträglicheren Eisenbahnverkehrs
ermöglicht.

Ferner sind Arbeiten zur Verbesserung der Sicherheit der Kernkraftwerke in den
Ostländern notwendig.

Zugleich ersucht der Europäische Rat die Mitgliedstaaten, möglichst rasch Investi-
tionsprogramme auszuarbeiten, die sich in den durch die Netze vorgegebenen Rahmen
einfügen. Bei diesen Programmen sollten Fazilitäten für diejenigen Strukturen eingeräumt
werden, bei denen privates Kapital eingesetzt wird, und die vorrangigen Vorhaben
ermittelt werden, die rasch durchgeführt werden könnten.

Generell müssen die Auswahl- und Beschlußfassungsverfahren rasch und effizient
abgewickelt werden, damit die konkrete Durchführung vor Ort schnell erfolgen kann.

Damit die Infrastrukturprogramme effizient, kohärent und rasch durchgeführt werden
können, nimmt die Kommission mit Unterstützung einer Gruppe von persönlichen
Beauftragten der Regierungschefs eine Stimulierungs- und Koordinierungsaufgabe wahr.
Bei den in die Zuständigkeit des Rates (Ecofin) fallenden Aspekten kommt sie dieser
Aufgabe in Zusammenarbeit mit diesem nach.

3. Infrastrukturen im Bereich der Information
Die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien (siehe Entwicklungsschwer-
punkt I des Weißbuchs) bringen tiefgreifende Veränderungen der Produktionsstrukturen
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und -verfahren mit sich. Für Europa ist es von wesentlicher Bedeutung, sich dieser Ent-
wicklung rasch anzupassen und deren Auswirkungen in den Griff zu bekommen. Die
Volkswirtschaften, denen es zuerst gelingt, diesen Wandel zu vollziehen, werden einen
erheblichen Wettbewerbsvorteil haben.

Dementsprechend wünscht der Europäische Rat, daß eine Gruppe aus vom Rat und
der Kommission benannten Persönlichkeiten, welche beanspruchen können, alle
betroffenen Industriezweige der Union sowie die Benutzer und die Verbraucher zu
vertreten, für seine nächste Tagung einen Bericht über die konkreten Maßnahmen erstellt;
die in diesem Bereich von der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten in Betracht zu
ziehen sind. In diesem Bericht sollten folgende Aspekte behandelt werden:
- Entwicklung und Interoperabilität der Netze zur Erleichterung des Informationsflusses;
- transeuropäische Basisdienste (Datenbanken, elektronische Post, interaktive Videodien-

ste, . . . ) ;
- neue Anwendungen.
Auf der Grundlage dieses Berichts wird der Rat ein operatives Programm aufstellen, in
dem die genauen Einzelheiten der Maßnahmen und die dafür erforderlichen Mittel
festgelegt werden.

4. Finanzierung der Netze in den Bereichen Energie, Verkehr und Umwelt sowie der
Infrastrukturen im Bereich der Information

Was die Finanzierung anbelangt, so ist es die Hauptaufgabe der Gemeinschaft, durch die
Verringerung der finanziellen Risiken dafür zu sorgen, daß die privaten Investoren sich
stärker bei den Vorhaben von europäischem Interesse, das heißt wirtschaftlich gesunden
und rentablen Projekten, engagieren. Die entscheidende Rolle der privaten Investoren
wird von der Gemeinschaft nach den folgenden Modalitäten unterstützt. Während der
nächsten sechs Jahre wird im Rahmen der in Edinburgh festgelegten finanziellen
Vorausschau wie folgt verfahren:
- Aus dem Gemeinschaftshaushalt werden jährlich ungefähr 5 Mrd. ECU bereitgestellt,

und zwar aus der Haushaltslinie "Netze", den Strukturfonds, dem Kohäsionsfonds und
den Mitteln für Forschung und Entwicklung.

- Ein Beitrag in Höhe von 7 Mrd. ECU in Form von Darlehen und Bürgschaften wird
von der Europäischen Investitionsbank im Rahmen ihrer üblichen Tätigkeit sowie vom
Europäischen Investitionsfonds geleistet.

- Erforderlichenfalls wird für eine zusätzliche Finanzierung gesorgt, um sicherzustellen,
daß den vorrangigen Vorhaben keine finanziellen Hindernisse entgegenstehen, die ihre
Durchführung in Frage stellen könnten. Im Hinblick darauf hat der Europäische Rat
den Rat (Ecofin) ersucht, zusammen mit der Kommission und der Europäischen In-
vestitionsbank zu prüfen, wie jährlich bis zu 8 Mrd. ECU zusätzlich an Darlehen für
die mit der Einrichtung und dem Betrieb der Netze befaßten Unternehmen bereitge-
stellt werden können. Die damit geschaffene Möglichkeit darf weder ein Hindernis für
die Bemühungen der Mitgliedstaaten um eine Verringerung der Staatsverschuldung
sein, noch die Stabilität der Kapitalmärkte beeinträchtigen.
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5. Rahmenprogramm für die Forschung 1994 bis 1998
Die Durchführung eines ehrgeizigen und zielgerichteten Rahmenprogramms für die
Forschung stellt einen wichtigen Beitrag zu den Bemühungen um eine wirtschaftliche
Wiederbelebung dar, dies gilt insbesondere in Bereichen wie dem der Informations-
technologie, deren Bedeutung bereits an anderer Stelle hervorgehoben worden ist. Der
Europäische Rat ist der Ansicht, daß die Mittelausstattung des Rahmenprogramms für die
Forschung insgesamt mindestens 12 Mrd. ECU betragen sollte, zu denen noch eine im
weiteren Verlauf freizugebende Reserve in Höhe von 1 Mrd. ECU hinzukommen könnte.

6. Sozialer Dialog
Der Erfolg des Aktionsplans setzt die Mitwirkung aller voraus, damit der soziale Zu-
sammenhalt gewahrt wird; dies wird leichter erreicht, wenn auf allen geeigneten Ebenen
ein sozialer Dialog über die Ziele und die einzusetzenden Mittel geführt wird. In diesem
Zusammenhang ersucht der Europäische Rat die Kommission, ihre Bemühungen um
Stimulierung des sozialen Dialogs fortzusetzen und von den neuen Möglichkeiten, die der
Unionsvertrag bietet, unter Beachtung des ihm beigefügten Protokolls umfassend Ge-
brauch zu machen, und wünscht, daß die Sozialpartner darauf konstruktiv reagieren.

D. Follow-up-Verfahren

Jedes Jahr — erstmals im Dezember 1994 — wird der Europäische Rat Bilanz über die
Ergebnisse des Aktionsplans ziehen und bei dieser Gelegenheit die Maßnahmen treffen,
die er zur Erreichung der von ihm festgelegten Ziele für erforderlich hält.

Der Europäische Rat wird auf der Grundlage folgender Unterlagen beraten:
- zusammenfassender Bericht der Kommission, gegebenenfalls mit neuen Vorschlägen;

in diesem Zusammenhang fordert der Europäische Rat die Kommission insbesondere
auf, die Frage der unerschlossenen Reserven neuer Beschäftigungsmöglichkeiten zu
prüfen;

- Bericht des Rates über die Lehren aus der Beschäftigungspolitik der einzelnen Mit-
gliedstaaten nach dem unter Buchstabe B vorgesehenen Verfahren, gegebenenfalls mit
Vorschlägen für neue Orientierungen;

- Jahresbericht des Rates (Ecofin) über die Umsetzung der Grundzüge der Wirtschafts-
politik;

- Jahresbericht der Kommission über das Funktionieren des Binnenmarktes;
- Bilanz der Kommission über den Stand der transeuropäischen Infrastrukturnetze in

den Bereichen Verkehr und Energie sowie über die Durchführung des operativen
Programms im Bereich Informationsinfrastruktur.

//. Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres

Der Europäische Rat ist entschlossen, die neuen Möglichkeiten des Unionsvertrags in
diesem für das tägliche Leben der Bürger besonders sensiblen Bereich, der sowohl die
Freizügigkeit als auch die Sicherheit der Bürger berührt, voll und ganz auszuschöpfen.

Er hat die ersten Arbeiten in diesem Bereich zur Kenntnis genommen und unter
Berücksichtigung des Vorbehalts eines Mitgliedstaats zur Durchführung einer gemein-
samen Aktion im Asylbereich dem vom Rat ausgearbeiteten Aktionsplan zugestimmt.
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Es wurde über folgende Punkte Einvernehmen erzielt:
- sofortige Aufnahme der Arbeit der Europol-Drogenstelle und Abschluß des Europol-

Übereinkommens vor Oktober 1994. Besondere Aufmerksamkeit ist dabei den Daten-
schutzbestimmungen zu schenken;

- Anwendung einer globalen Strategie bei der Drogenbekämpfung, einschließlich
wirksamer Maßnahmen gegen die Geldwäsche und der Zusammenarbeit mit
Drittländern, die im Kampf gegen die Hersteller unerlaubter Drogen und gegen den
internationalen Drogenhandel stehen. Der Rat wird in diesem Zusammenhang die
Möglichkeit prüfen, die Geltungsdauer der gegenwärtigen Zollpräferenzen für die
Andenländer zu verlängern;

- Erstellung einer gemeinsamen Liste der Drittländer, für deren Staatsangehörige Vi-
sumzwang gilt;

- Ausbau der justitiellen Zusammenarbeit, insbesondere in den Bereichen Auslieferung
und Bekämpfung der organisierten internationalen Kriminalität;

- Nutzung der Möglichkeiten, die durch eine bessere Koordinierung zwischen der
Politik im Bereich Justiz und Inneres und der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik geboten werden, insbesondere auf dem Gebiet der Rückübernahme von
illegalen Einwanderern durch Drittländer.

Im Asylbereich hält der Europäische Rat eine enge und auf gegenseitigem Vertrauen
beruhende Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten für erforderlich. Er ersucht den
Rat zu prüfen, welche Konsequenzen in diesem Bereich in den einzelnen Mitgliedstaaten
hinsichtlich der Angehörigen der anderen Mitgliedstaaten zu ziehen sind. Er stellt fest,
daß die Durchführung einer gemeinsamen Maßnahme im Asylbereich — zur Förderung
einer weiteren Annäherung der Politik der einzelnen Mitgliedstaaten, insbesondere
hinsichtlich des Prüfungsverfahrens für Asylanträge — eng mit dieser Frage verknüpft ist.

Der Europäische Rat betont, daß der Aktionsplan nur einen ersten Schritt darstellt. Er
erwartet, daß der Rat nun nach Inkrafttreten des Vertrags über die Europäische Union
rasch weitere konkrete Maßnahmen beschließt, insbesondere zur Bekämpfung des
Drogenhandels und der organisierten Kriminalität, damit die Erwartungen der Gesellschaft
und der Bürger unserer Staaten erfüllt werden. Er ersucht den Rat (Justiz und Inneres),
jährlich und erstmals Ende 1994 einen Bericht über diese Maßnahmen zu erstellen.

///. Außen- und Sicherheitspolitik

Stabilitätspakt
Der Plan für einen Stabilitätspakt soll der Präventivdiplomatie im Rahmen der GASP
dienen; Länder, in denen es bereits Konflikte gibt, sind dementsprechend nicht an-
gesprochen. Der Plan richtet sich zunächst an diejenigen mittel- und osteuropäischen
Länder, bei denen die Aussicht besteht, daß sie Mitglieder der Europäischen Union
werden und mit denen die Union Abkommen geschlossen hat oder aushandelt. Ziel der
Initiative ist es, zur Stabilität beizutragen, und zwar dadurch, daß Spannungen und
potentiellen Konflikten in Europa vorgebeugt und die Herstellung gutnachbarlicher
Beziehungen gefördert wird und die Länder angespornt werden, ihre Grenzen zu kon-
solidieren sowie die Probleme in bezug auf nationale Minderheiten zu regeln.

Der Europäische Rat hat von einem Bericht des Rates Kenntnis genommen, in dem
die Ziele und Modalitäten der geplanten Initiative dargelegt werden (siehe Anlage I). Er
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hat beschlossen, den diplomatischen Prozeß einzuleiten, der zum Abschluß eines Pakts für
Stabilität in Europa führen soll. Er ersucht den Rat, diese Initiative zu einer gemeinsamen
Aktion gemäß dem Vertrag über die Europäische Union auszugestalten.

Die Europäische Union wird im April 1994 in Paris eine Eröffnungskonferenz
einberufen, zur Teilnahme daran wird sie die von der Initiative hauptsächlich betroffenen
Länder, die unmittelbaren Nachbarländer der hauptsächlich betroffenen Länder, die
Staaten, von denen ein besondere Beitrag zur Umsetzung der Initiative erwartet werden
kann, die auf Grund ihrer Verteidigungsverpflichtungen an Stabilität in Europa interessier-
ten Länder, die Länder, mit denen die Union Assoziierungsabkommen geschlossen hat
(Albanien, Belarus, Bulgarien, Estland, Finnland, Heiliger Stuhl, Island, Kanada, Lettland,
Litauen, Malta, Moldau, Norwegen, Österreich, Polen, Rumänien, Rußland, Schweden,
Schweiz, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Ver-
einigte Staaten, Zypern) und die Vertreter der für die Initiative relevanten internationalen
Organisationen (KSZE, Europarat, WEU, NATO und Vereinte Nationen) einladen. Diese
Länder und Organisationen wären bereit, sich der Konzeption der Konferenz anzuschlie-
ßen und die Modalitäten zu akzeptieren, die die Union nach förmlichen Konsultationen
für ihre Ausrichtung festlegen wird. Ferner würden die übrigen Teilnehmerstaaten der
KSZE, die diese Konzeption und die Modalitäten akzeptieren, als Beobachter eingeladen.
Zur Vorbereitung der Konferenz finden Konsultationen mit allen betroffenen Ländern
statt.

Ehemaliges Jugoslawien
Der Europäische Rat hat die Erklärung in Anlage II angenommen.

Friedensprozeß im Nahen Osten: gemeinsamer Aktionsrahmen
Die Europäische Union wird den Friedensprozeß im Nahen Osten im Hinblick auf einen
gerechten, dauerhaften und umfassenden Frieden in der Region weiter unterstützen. Die
gegenseitige Anerkennung Israels und der PLO sowie die Grundsatzerklärung stellen
einen wichtigen ersten Schritt dar.

Die Union bekräftigt zu diesem Zweck ihre auf der Sondertagung des Europäischen
Rates vom 29. Oktober erklärte Absicht, den Friedensprozeß durch die Mobilisierung der
politischen, wirtschaftlichen und finanziellen Ressourcen der Union in Form einer
gemeinsamen Aktion und einer Prüfung entsprechender Vorschläge der Kommission zu
fördern. Der Europäische Rat hat festgestellt, daß sich folgende Bereiche für die
Durchführung von Initiativen nach den entsprechenden Verfahren eignen:
- Beteiligung an internationalen Vereinbarungen zur Unterstützung einer Friedens-

regelung im Rahmen des in Madrid eingeleiteten Prozesses;
- Stärkung des Demokratisierungsprozesses, auch — sofern gewünscht — durch eine

Unterstützung bei der Vorbereitung und der Beobachtung der vorgesehenen Wahlen
in den autonomen palästinensischen Gebieten;

- Festigung des Friedens durch die Schaffung einer regionalen Zusammenarbeit. Die
Union wird sich bei ihren Bemühungen um einen Beitrag zur wirtschaftlichen
Entwicklung und regionalen Sicherheit im Nahen Osten insbesondere der multilatera-
len Arbeitsgruppen über regionale wirtschaftliche Entwicklung sowie über Rüstungs-
kontrolle und regionale Sicherheit bedienen.
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- Unterstützung der nach der Vereinbarung zwischen Israel und der PLO einzurichten-
den palästinensischen Interims-Selbstverwaltung durch rasche, wirksame und trans-
parente Umsetzung der Hilfsprogramme der Europäischen Union für die Entwicklung
der besetzten Gebiete in enger Konsultation mit den Palästinensern. Als größter Geber
finanzieller Hilfe für die besetzten Gebiete wird die Europäische Union eine
entscheidende Funktion in der Ad-hoc-Verbindungsgruppe mit dem Ziel übernehmen,
ihre Hilfsprogramme so eng wie möglich mit den Programmen anderer Geber in
dieser Region abzustimmen;

- Hilfe für die anderen Teilnehmer an den bilateralen Verhandlungen im Rahmen der
bestehenden Leitlinien nach Maßgabe der wesentlichen Fortschritte, die sie in
Richtung auf den Frieden erzielen;

- Weiterverfolgung der Aktionen in bezug auf die vertrauensbildenden Maßnahmen, die
den Beteiligten in der Region vorgeschlagen wurden;

- Nutzung des Einflusses der Europäischen Union mit dem Ziel, alle Seiten dazu zu
veranlassen, den Friedensprozeß voll zu unterstützen.

Der Europäische Rat unterstützt den Vorschlag zur Abhaltung einer internationalen Unter-
nehmerkonferenz zu Infrastrukturvorhaben für die Nahostregion.

Beziehungen zu Israel
Der Abschluß eines neuen Abkommens mit Israel ist ein wichtiges Element für den
Ausbau der Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und dem Nahen Osten.
Der Europäische Rat hat mit Genugtuung die Fortschritte zur Kenntnis genommen, die im
Anschluß an die Empfehlung der Kommission vom 28. September 1993 für die Aushand-
lung dieses Abkommens bereits erzielt worden sind. Er billigt die Hauptbestandteile der
Verhandlungsrichtlinien und möchte, daß die Verhandlungen Anfang 1994 aufgenommen
und so rasch wie möglich zum Abschluß gebracht werden.

IV. Durchführung des Unionsvertrags

1. Wirtschafts- und Währungsunion
Die Staats- und Regierungschefs haben beschlossen, Baron Alexandre Lamfalussy mit
Wirkung vom 1. Januar 1994 für einen Zeitraum von drei Jahren zum Präsidenten des
Europäischen Währungsinstituts zu ernennen. Das Europäische Währungsinstitut wird eine
wichtige Aufgabe bei der Stärkung der Mechanismen zur Koordinierung der Geldpolitik
der einzelnen Mitgliedstaaten sowie bei der Überwachung des Europäischen Währungs-
systems zu erfüllen haben. Der Europäische Rat stellt allgemein mit Befriedigung fest,
daß alle Bedingungen erfüllt sind, um zum vereinbarten Zeitpunkt, das heißt am 1. Januar
1994, tatsächlich zur zweiten Stufe der WWU übergehen zu können.

2. Subsidiarität
Der Europäische Rat hat den Bericht der Kommission über die Anpassung der geltenden
Rechtsvorschriften an das Subsidiaritätsprinzip zur Kenntnis genommen und daran
erinnert, daß die am 25. Oktober zwischen dem Rat, dem Parlament und der Kommission
geschlossene interinstitutionelle Vereinbarung bereits von dem entschlossenen Vorgehen
der drei Organe in diesem Bereich zeugt.
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Der Europäische Rat hat mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, daß die Kom-
mission entsprechend den auf den Tagungen des Europäischen Rates in Lissabon und
Edinburgh eingegangenen Verpflichtungen eine Reihe von Vorschlägen zurückzieht, und
daß sie vorschlägt, einige geltende Rechtsakte aufzuheben und andere zu vereinfachen
bzw. umzugestalten.

Der Europäische Rat wünscht, daß die Kommission diesbezüglich rasch förmliche
Vorschläge unterbreitet, die so rasch wie möglich angenommen werden sollten. Er hat die
Bedeutung dieser Entlastungs- und Vereinfachungsmaßnahmen für die Wirtschaftskreise
und insbesondere für die kleinen und mittleren Unternehmen hervorgehoben.

Außerdem hat der Europäische Rat die Kommission ersucht, auf die bisher noch nicht
berücksichtigten Anregungen der Mitgliedstaaten einzugehen und regelmäßig über die
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips Bericht zu erstatten. Der nächste Bericht der
Kommission zu diesem Thema ist im Dezember 1994 vorzulegen.

3. Stellung der beitretenden Länder in den Institutionen der Union
Der Europäische Rat hat den Standpunkt der Union hinsichtlich der Stellung der
beitretenden Länder in den Institutionen festgelegt (vgl. Anlage III); er ersucht den Rat
(Allgemeine Angelegenheiten), im Rahmen der abschließenden Beitrittsverhandlungen
diesen Beschluß durch die Festlegung der Mindeststimmenzahl für die qualifizierte
Mehrheit bei Abstimmungen im Rat zu ergänzen.

Anlage I: Stabilitätspakt - Zusammenfassender Bericht

1. Einleitung
1.1. Die Staats- und Regierungschefs haben am 21. und 22. Juni 1993 in Kopenhagen

die Auffassung vertreten, daß eine Initiative im Hinblick auf einen Stabilitätspakt für
Europa angezeigt ist, und beschlossen, diese im Dezember anhand eines Berichts der
Minister zu prüfen.

1.2. Zu diesem Zweck hat der Rat am 4. Oktober ein erstes Dokument angenommen
und beschlossen, hierüber informelle Konsultationen mit den an der Initiative interessier-
ten Ländern zu führen.

1.3. Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom 29. Oktober 1993 erklärt, daß
der Stabilitätspakt, mit dem die Minderheitenfrage geregelt und die Unverletzlichkeit der
Grenzen in höherem Maße gewährleistet werden soll, eine Schlüsselrolle in einer
gemeinsamen Aktion zur Förderung der Stabilität, zur Stärkung des demokratischen
Prozesses und zum Ausbau der regionalen Zusammenarbeit in Mittel- und Osteuropa
spielen wird.

1.4. Dieser zusammenfassende Bericht enthält das Ergebnis der Konsultationen sowie
Vorschläge für den Europäischen Rat zur konkreten Umsetzung dieser Leitlinien. Er
enthält ferner eine Anlage, in der die etwaigen Modalitäten dargelegt werden.

2. Das Vorhaben
2.1. Ziel des Vorhabens ist es, durch die Verhütung von möglichen Spannungen und

Konflikten in Europa zur Stabilität beizutragen; Länder, in denen es bereits offene
Konflikte gibt, sind nicht angesprochen; gutnachbarliche Beziehungen sollen gefördert
und die Länder dazu bewogen werden, ihre Grenzen zu konsolidieren und die sich im
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Zusammenhang mit den nationalen Minderheiten stellenden Probleme zu regeln; zu
diesem Zweck wird eine Präventivdiplomatie eingeleitet, in der die Europäische Union
eine aktive Rolle als Katalysator spielen soll; ferner soll im Rahmen dieses Vorhabens die
Annäherung der Länder, die bereits Abkommen mit der Union geschlossen haben oder
solche aushandeln, an die Union erleichtert werden.

2.2. Das Vorhaben wäre so angelegt, daß es in geographischer Hinsicht offen und
ausbaufähig ist, wobei die Möglichkeit bestünde, sich in der Anfangsphase zunächst auf
die mittel- und osteuropäischen Länder zu konzentrieren, bei denen die Aussicht besteht,
daß sie Mitglieder der Europäischen Union werden, und bei denen die Union am ehesten
Gelegenheit hat, auf wirksame Weise Einfluß zu nehmen; dies wären vor allem die sechs
mittel- und osteuropäischen Länder sowie die drei baltischen Länder. Das Vorhaben hat
zum Ziel, die Annäherung dieser Länder an die Union und deren Zusammenarbeit mit der
Union dadurch zu fördern, daß ihnen geholfen wird, die Bedingungen zu erfüllen, die der
Europäische Rat in Kopenhagen genannt hat. Die Aktion könnte auch auf andere
Regionen oder Länder ausgedehnt werden.

3. Gestaltung des Vorhabens
3.1. Zur Einleitung des Vorhabens würde die Union gegen April 1994 in Paris eine

Eröffnungskonferenz einberufen. Die Union würde folgende Länder beziehungsweise
Organisationen zur Teilnahme an der Eröffnungskonferenz einladen: die von der Initiative
hauptsächlich betroffenen Länder, die unmittelbaren Nachbarländer der hauptsächlich
betroffenen Länder, die Staaten, von denen ein besonderer Beitrag zur Umsetzung der
Initiative erwartet werden kann, die aufgrund ihrer Verteidigungsverpflichtungen an
Stabilität in Europa interessierten Länder, die Länder, mit denen die Union Assoziierungs-
abkommen geschlossen hat (Albanien, Belarus, Bulgarien, Estland, Finnland, Heiliger
Stuhl, Island, Kanada, Lettland, Litauen, Malta, Moldau, Norwegen, Österreich, Polen,
Rumänien, Rußland, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Staaten, Zypern) und die Vertreter der für die
Initiative relevanten internationalen Organisationen (KSZE, Europarat, WEU, NATO und
Vereinte Nationen). Diese Länder und Organisationen wären bereit, sich der Konzeption
der Konferenz anzuschließen und die Modalitäten zu akzeptieren, die die Union nach
förmlichen Konsultationen für ihre Ausrichtung festlegen wird. Ferner würden die übrigen
Teilnehmer der KSZE, die diese Konzeption und die Modalitäten akzeptieren, als
Beobachter eingeladen. Zur Vorbereitung der Konferenz finden Konsultationen mit allen
betroffenen Ländern statt.

3.2. Aufgabe der Eröffnungskonferenz wäre es, Round-table-Gespräche zu organisie-
ren, die die bilateralen Beratungen begleiten sollen.

3.3. Vor der Konferenz würden förmliche Konsultationen stattfinden, die der Vorbe-
reitung dienen sollen. Im wesentlichen ginge es darum, die Art, die Rolle und die Funk-
tionsweise der Round-table-Gespräche sowie den Teilnehmerkreis, den Beitrag der Teil-
nehmer und die Regeln, nach denen die Konferenz verlaufen soll, festzulegen.

3.4. Als Ergebnis des Prozesses wird der Abschluß von Abkommen insbesondere zu
den Problemen im Zusammenhang mit nationalen Minderheiten und zur Konsolidierung
der Grenzen angestrebt, die zusammen mit ergänzenden Vereinbarungen die Haupt-
bestandteile des Paktes bilden würden. Diese ergänzenden Vereinbarungen würden
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insbesondere die bestehenden Formen regionaler Zusammenarbeit einbeziehen und den
Beitrag der Europäischen Union und der mitwirkungswilligen Drittländer sowie die Rolle
des Instrumentariums internationaler Organisationen definieren.

3.5. Der Pakt wird sämtliche Abkommen zwischen den Staaten, die daran beteiligt
sind, sowie die ergänzenden Vereinbarungen bestätigen; sobald er von allen Beteiligten
gebilligt worden ist, soll er der KSZE, die als Hüterin fungieren wird, übermittelt werden.

4. Die Mittel
4.1. Ziel des Vorhabens ist die Schaffung gutnachbarlicher Beziehungen, die in

bestimmten Fällen auf bilateralen Abkommen zwischen den hauptsächlich betroffenen
Ländern beruhen; diese behandeln insbesondere die Konsolidierung der Grenzen und die
Probleme mit nationalen Minderheiten.

4.2. Das Vorhaben muß den bereits geschlossenen Übereinkünften sowie den Be-
mühungen der Staaten um die nationalen Minderheiten Rechnung tragen; in seinem
Rahmen werden flankierende und vertrauensbildende Maßnahmen durchgeführt; es baut
auf den Grundsätzen und dem Instrumentarium der bestehenden Organisationen auf und
fördert mit der Unterstützung der Union und dritter Länder die Zusammenarbeit zwischen
Nachbarländern.

4.3. Im Rahmen des Vorhabens soll auf die Grundsätze und das Instrumentarium der
KSZE und des Europarates zurückgegriffen werden, wobei Überschneidungen zu
vermeiden sind und während der Ausarbeitung und Umsetzung des Paktes ständig enger
Kontakt mit diesen Organisationen zu halten ist.

5. Rolle der Union
5.1. Die Union wird den Prozeß der Ausarbeitung des Paktes aktiv begleiten: Sie

ergreift die Initiative zur Einberufung der Eröffnungskonferenz, sie ermuntert die
Parteien, untereinander Vereinbarungen zur Herstellung gutnachbarlicher Beziehungen zu
treffen und sich um die Verbesserung der Lage der nationalen Minderheiten in rechtlicher
und faktischer Hinsicht zu bemühen; sie fördert die regionale Zusammenarbeit und leistet
insbesondere durch die bestmögliche Nutzung der bestehenden beziehungsweise zur Zeit
ausgehandelten Abkommen einen Beitrag dazu.

5.2. Die Union wird die für die Effizienz und das Gelingen ihrer Initiative erforderli-
chen Vorkehrungen treffen und sich hierzu, namentlich für die Vorbereitung der
Konferenz, des Verfahrens der "gemeinsamen Aktion" bedienen, wie dies in den
Leitlinien, die der Europäische Rat auf seiner Sondertagung am 29. Oktober festgelegt
hat, vorgesehen ist.

6. Begründung
6.1. Für die Vorhaben gibt es drei Gründe: zunächst das dringende Erfordernis, die

Stabilität in Europa zu stärken, ferner die Unterstützung der Bemühungen der Länder, die
sich auf den Beitritt vorbereiten, durch die Union und schließlich die Umsetzung der
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik.

6.2. Die Union möchte durch die Schaffung tatsächlicher Solidarität und durch eine
neue, auf dem Prinzip der Freizügigkeit beruhende Konzeption der Grenzen zur Lösung
der noch offenen Fragen beitragen, die die Problematik der nationalen Minderheiten und
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die Konsolidierung der Grenzen betreffen. Die Vielfalt der Kulturen, Sprachen, Religio-
nen und Traditionen sowie die Verschiedenheit der Herkunft müssen eine Quelle der Be-
reicherung und ein Einigungsfaktor werden und dürfen nicht mehr Ursache von Spannun-
gen und Rivalitäten sein.

7. Vorschlag
Dem Europäischen Rat wird somit vorgeschlagen, die vorstehenden Leitlinien sowie die
in der Anlage gegebenen Orientierungen für ihre Konkretisierung zu billigen und den Rat
zu ersuchen, ihre Umsetzung zu veranlassen.

Anlage II: Erklärung zum ehemaligen Jugoslawien

Den Menschen in Bosnien-Herzegowina droht in diesem Winter eine Katastrophe. Der
Krieg und die Greueltaten müssen ein Ende finden. Die Europäische Union hat deshalb
einen Aktionsplan vorgelegt, der den ungehinderten Zugang der Hilfsgüter sowie die
Wiederaufnahme der Verhandlungen sicherstellen soll. Dieser Plan ist von allen Parteien
als Verhandlungsgrundlage akzeptiert worden. Es gibt jetzt eine echte Chance für Frieden,
sofern die Parteien dies wirklich wollen. Um dies zu erreichen, müssen alle Parteien die
erforderliche Flexibilität an den Tag legen und ohne weiteren Zeitverlust nach Treu und
Glauben verhandeln.

Die Europäische Union trägt die Hauptlast der humanitären Hilfe. Ihre gemeinsame
Aktion steht kurz vor der Durchführung. Die Europäische Union dringt weiterhin darauf,
daß der Flughafen von Tuzla wieder geöffnet wird. Die humanitären Hilfskonvois werden
zwar weniger behindert, doch sind die Parteien noch weit davon entfernt, ihren am 29.
November in Genf eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen. Sie müssen sich strikt
an diese Verpflichtungen halten.

In politischer Hinsicht sind noch enorme Hindernisse zu überwinden. Die serbische
Seite hat noch immer nicht die notwendigen Gebietskorrekturen zugestanden. Die Bosnier
haben ein Recht auf ein lebensfähiges Territorium, das auch einen Zugang zum Meer
umfaßt; hierbei wird auch an die kroatische Seite appelliert. Die Regelung für Sarajewo,
wie sie an Bord der "HMS Invincible" vereinbart wurde, muß unter Aufsicht der Ver-
einten Nationen gewährleisten, daß alle Bürger freien Zugang zu ihrer Stadt haben und
sich im gesamten Stadtgebiet frei bewegen können. Der Anspruch der bosnischen Seite
auf ein Drittel des Gebiets von Bosnien-Herzegowina ist legitim und muß erfüllt werden.

Die Serben müssen sich bewußt sein, welche Verantwortung sie übernehmen, falls sie
bei ihrer starren Haltung bleiben sollten. Sie müssen wissen, daß nur tatsächliche territo-
riale Zugeständnisse ihrerseits in Bosnien-Herzegowina und die Annahme des Modus
vivendi in Kroatien die Europäische Union dazu veranlassen werden, Zug um Zug gegen
tatsächliche Implementierungsschritte entsprechend ihrer Zusage in Genf für die schritt-
weise und an Konditionen geknüpfte Suspendierung der Sanktionen einzutreten. Inzwi-
schen setzt sich die Europäische Union für eine strengere Anwendung der Sanktionen ein.

Der Europäische Rat verlangt von allen Parteien ein konstruktives Verhalten und
erwartet von den anderen Staaten, daß sie die Parteien von einer Anwendung militärischer
Gewalt abbringen. Die Europäische Union bekräftigt erneut, daß sie bereit ist, ihre Rolle
bei der Implementierung des Friedensplans zu übernehmen. Sie wird sich bemühen, für
die bosnische Seite glaubwürdige Zusicherungen hinsichtlich der tatsächlichen Implemen-
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tierung einer Friedensregelung zu erwirken. Sie wird in diesem Zusammenhang darauf
hinwirken, daß unter der Verantwortung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und,
unter anderem, unter Einsatz von NATO-Mitteln die erforderlichen Voraussetzungen ge-
schaffen werden. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union werden sich hieran be-
teiligen und appellieren an die anderen betroffenen Staaten, dies auch zu tun.

Der Europäische Rat hat erneut bekräftigt, daß er darauf vertraut, daß die Verhand-
lungsführer alle ihre Bemühungen darauf richten werden, dem Aktionsplan, der die
Grundlage der Verhandlungen bildet, zum Erfolg zu verhelfen. Er fordert die serbischen,
bosnischen und kroatischen Führer auf, am 22. Dezember in Brüssel in dem Rat zusam-
menzutreffen.

Anlage III: Die Stellung der beitrittswilligen Länder in den Gemeinschaftsorganen und
-einrichtungen

1. Kommission - Anzahl der Mitglieder:

Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien
Insgesamt:

2. Europäisches
Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien

1
1
2
1
2
2
1
2

21

Parlament -
25
16
99
25
64
87
15
87

Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Finnland
Schweden
Vereinigtes Königreich

- Anzahl der Mitglieder:
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Finnland
Schweden
Vereinigtes Königreich

1
1
1
1
1
1
1
2

6
31
15
20
25
16
21
87

Insgesamt: 639

3. Gerichtshof
- Jeder Mitgliedstaat schlägt einen Richter vor. Ferner stellen Deutschland, Frankreich,

Italien, Spanien und das Vereinigte Königreich in dem Fall, daß eine gerade Anzahl
von Staaten beitritt, turnusmäßig einen zusätzlichen Richter1.

1 In die Beitrittsakte wird eine gemeinsame Erklärung — analog zu der bei der Erweiterung 1973
verabschiedeten - aufgenommen, um den Fall abzudecken, daß eine ungerade Anzahl von
Ländern beitritt; dadurch würde die Möglichkeit geschaffen, daß der dreizehnte amtierende
Richter Generalanwalt wird.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1993/94 459



DOKUMENTATION

- Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien und das Vereinigte Königreich schlagen je
einen Generalanwalt vor.

- Die anderen Mitgliedstaaten stellen turnusmäßig drei Generalanwälte.

4. Gericht erster Instanz
Jeder Mitgliedstaat schlägt ein Mitglied vor.

5. Rechnungshof
Jeder Mitgliedstaat schlägt ein Mitglied vor.

6. Wirtschafts- und Sozialausschuß - Anzahl der Mitglieder:

Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien

12
9

24
12
21
24

9
24

Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Finnland
Schweden
Vereinigtes Königreich

6
12
9

11
12
9

11
24

Insgesamt: 229

7. Ausschuß der Regionen - Anzahl der Mitglieder:

Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien

12
9

24
12
21
24

9
24

Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Finnland
Schweden
Vereinigtes Königreich

6
12
9

11
12
9

11
24

Insgesamt: 229

8. Rat

a) Präsidentschaftswechsel
i) Artikel 146 des Vertrags wird wie folgt geändert:
"Der Rat besteht aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaats auf Ministerebene, der
befugt ist, für die Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln.
Der Vorsitz im Rat wird von den Mitgliedstaaten nacheinander für je sechs Monate
wahrgenommen, und zwar in einer vom Rat einstimmig festgelegten Reihenfolge."
ii) Der Rat beschließt bei Inkrafttreten des Beitrittsvertrags folgendes1:
"Der Vorsitz im Rat wird nacheinander in folgender Reihenfolge wahrgenommen:
im ersten Halbjahr 1995 von Frankreich,

1 Dieser Beschluß wäre bei einem Beitritt von weniger als vier Ländern anzupassen.
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im zweiten Halbjahr 1995 von Spanien,
in den darauffolgenden Halbjahren von:

Italien
Irland
den Niederlanden
Luxemburg
dem Vereinigten Königreich
Österreich
Norwegen
Deutschland

Finnland
Portugal
Frankreich
Schweden
Belgien
Spanien
Dänemark
Griechenland

Der Rat kann auf Vorschlag der betreffenden Mitgliedstaaten einstimmig beschließen,
daß ein Mitgliedstaat den Vorsitz in einer anderen als der sich aus obiger Reihenfolge
ergebenden Periode ausübt."

b) Stimmenwägung im Rat
- derzeitige Mitglieder: Beibehaltung der derzeitigen Wägung
- Österreich, Schweden: jeweils 4 Stimmen
- Norwegen, Finnland: jeweils 3 Stimmen

9. Amtssprachen
Die Amtssprachen der Union werden nach der Erweiterung die neun gegenwärtigen
Amtssprachen sein, zu denen — zum Zeitpunkt des jeweiligen Beitritts — noch Finnisch,
Norwegisch und Schwedisch hinzukommen.

Folgende Erklärung wird in das Konferenzprotokoll aufgenommen:
"Mit der Annahme der institutionellen Bestimmungen des Beitrittsvertrags kommen die
Mitgliedstaaten und die beitrittswilligen Länder überein, daß die Regierungskonferenz,
die 1996 einberufen wird, neben der gesetzgeberischen Rolle des Europäischen Parla-
ments und den übrigen im Vertrag über die Europäische Union vorgesehenen Punkten
auch die Fragen der Zahl der Kommissionsmitglieder und der Wägung der Stimmen
der Mitgliedstaaten im Rat prüfen wird. Ferner wird sie die zur Erleichterung der
Arbeit der Organe und zur Gewährleistung ihres effizienten Funktionierens für erforder-
lich erachteten Maßnahmen prüfen".

Anlage IV: Leitlinien des Europäischen Rates für den Abschluß der GATT-Verhand-
lungen und die Tagung des Rates (Allgemeine Angelegenheiten) am 13.
Dezember 1993

Verhandlungen in Genf
Es sind noch mehrere Probleme zu lösen, damit insbesondere im Textilsektor, der für
einen Mitgliedstaat von lebenswichtiger Bedeutung ist, und bezüglich der Welthandels-
organisation eine Einigung erzielt werden kann und damit gewährleistet wird, daß der
Bereich audiovisuelle Medien jetzt und in Zukunft eine Sonderbehandlung erfährt.
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Landwirtschaft
Der Europäische Rat hat die Prognosen der Kommission über die Vereinbarkeit der aus
einem GATT-Abkommen resultierenden internationalen Verpflichtungen mit der Reform
der Gemeinsamen Agrarpolitik zur Kenntnis genommen. Sollten sich dennoch zusätzliche
Maßnahmen als erforderlich erweisen, kommt der Europäische Rat überein, daß diese
weder die Verpflichtungen, die sich aus der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik er-
geben, erhöhen noch deren Funktionsfähigkeit beeinträchtigen dürfen. Erforderlichenfalls
wird er unter Beachtung der Finanzbeschlüsse des Europäischen Rates von Edinburgh die
zur Anwendung der Reform notwendigen Maßnahmen ergreifen.

Quelle: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 10 vom 2.2.1994.
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Dokumentation der Ergebnisse der vierten Direktwahlen zum Europäischen Parlament
vom 9.-12. Juni 1994

BELGIEN: 25 Sitze (zuvor 24)

Beteiligung 1994
90,7%

1989
90,7%

1984

Parteien (nach der % Sitze % Sitze
Wählergemeinde) national regional

Flandern und Brüssel:
SP 11 3 20 3
CVP 17,1 4 34,1 5
VLD (Ex-PVV) 11,4 3
— PVV - - 17,1 2
Agalev 6,7 1 12,2 1
Volksunie-Vrije VI. Demok. 4,4 1 8,7 1
VlaamsBlok 7,8 2 6,6 1

Wallonien und Brüssel:
PS 11,3 3 33,1 5
PSC 7 2 21,3 2
PRL-FDF 9 3 - -
PRL - - 18,9 2
FDF-RW -
Ecolo 4,8 1 16,5 2
Front National 2,9 1

Deutschspr. Gemeinde:
CSP 0,2 -

17,1
19,8

8,6
4,3
8,5
1,3

13,3
7,6

9,4

3,9

Sitze

1979
91,3%

13
29,5

9,4
3,4
5,9

10,6
8,2

6,8
7,6

Sitze

3
7

2

1

BUNDESREPUBLIK DEUTS

Beteiligung

Parteien

SPD
CDU
CSU
FDP
Die Grünen
Die Republikaner

CHLAND: 99 Sitz

1994
58%

% Sitze

32,2 40
32 39

6,8 8
4,1

10,1 12
3,9

e (zuvor 81)

1989
62,4%

% Sitze

37,3 31
29,6 25

8,2 7
5,6 4
8,4 8
7,1 6

1984
56,8%

% Sitze

37,4 33
37,5 34

8,5 7
4,8
8,2 7

1979
65,7%

% Sitze

40,8 35
39,1 34
10,1 8
6 4
3,2
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DÄNEMARK: 16 Sitze (unverändert)

Beteiligung

Parteien

Socialdemokratiet
Konservative Folkeparti
Centrum Demok.
Venstre
Socialistik Folkeparti
Folkebevaegelsen mod. EF
Junibevaegelsen
Radikale Venstre

Andere:
Siumut

1994
52,5%

% Sitze

15,8
17,7
0,9

18,9
8,6

10,3
15,2
8,5

_

3
3
0
4
1
2
2
1

_

1989
46,

%

23,3
13,3
7,9

16,6
9,1

18,9
-
2,8

_

1%

Sitze

4
2
2
3
1
4
-

-

_

1984
52,3%

% Sitze

19,4
20,8

6,6
12,5
9,2

20,8
-
3,1

0.4

3
4
1
2
1
4
-

-

1

1979
47,1%

% S

21,9
14,1
6,2

14,5
4,7

21
-
3,3

0.3

it2

3
2
1
3
1
4
-

-

1

FRANKREICH: 87 Sitze (zuvor 81)

Beteiligung

Parteien

PS
UDF/RPR
— CDS/Lib
— UFE/Union de l'oppo.
— DIFE/Union de l'oppo.
Les Veits
Regions et Peuples solidaires
PC
FN

Andere:
Energie radicale
Majorite pour 1'Autre Europe

1994
53,3%

%

14,5
22,5
-
-
-
2,9
-
6,9

10,5

12
12,3

Sitze

15
28
-
-
-
-
-
7

11

13
13

1989
48,7%

% Sitze

22,6 22
28,9 26

8,4 7
-
-

}
} 10,6 9

7,7 7
11,7 10

-

-

1984
57%

% <

20,8
-
-

23,7
20,9

3,4
-

11,2
10,9

-

-

Sitze

20
-
-

21
20
-
-

10
10

-

-

1979
60,7%

%

23,5
-
-

27,4
16,3
-
-

20,5
-

-

-

Sitze

22
-
-

25
15
-
-

19
-

-

-
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GRIECHENLAND: 25 Sitze (zuvor 24)

Beteiligung

Parteien

PASOK
ND
DIANA
SYN
A.K.
KKE

Andere:
Politiki Anixi
EPEN
KKE.es

1994
71,

%

37,6
32,7

2,8
6,2

1%

Sitze

10
9
-
2

1989
79,9%

% Sitze

36
40,4

1,4
}

9
10
1

%

41
38
-
_

1984
77,2%

Sitze

,6 10
9
-
_

1981*
78,6%

% S

40,1
31,3
-
_

iU

10
8
-
_

14,3
6,3

8,7

11,6

2,3
3,4

12,8

5,3 1

Griechenland ist seit dem 1. Januar 1981 EG-Mitglied. Die Abgeordneten des Landes im EP
sind von der Nationalversammlung "delegiert" worden, bis sie durch allgemeine Wahl am 18.
Oktober 1981, dem Tag, an dem auch Landes wählen stattfanden, gewählt wurden.

IRLAND: 15 Sitze (unverändert)

Beteiligung

Parteien

Labour Party
Fine Gael
Progressive Democ.
Independent
(ex. Progressive Democ.)
Fianna Fail
Democratic Left
(ex. Workers' Party)
Green Alliance

Andere:
Independent

1994
44%

% Sitze

10,9
24,2
-

6,9
35

-
7,9

-

1
4
-

1
7

-
2

-

1989*
68,2%

% Sitze

9,5
21,6
12

3,5
31,5

7,5
-

3,3

1
4
1

1
6

1

-

1

1984
47,6%

% Sitze

8,4
32,2 6
-

10,1 1
39,2 8

-

-

-

1979
63,6%

% S

14,4
33,1
-

14,3
34,6

-

-

-

it2

4
4
-

2
5

-

-

-

am gleichen Tag Landeswahlen
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ITALIEN: 87 Sitze (zuvor 81)

Beteiligung

Parteien

PDS
Rifondazione Comunista
— ex.PCI
PSI (AD)
PSDI
PDUP
PPI (ex.Dc)
SVP
PRI
PLI
PR
Polo Laico (PRI/PLI-PR)
Pannella-Riformatori
Federazione dei Verdi
Arcobaleno
LA Droga
DP
Lega Nord
(Ex-Lega Lombarda)
Unione Valdostana }
Partito Sardo dAzione }
Alleanza Nazionale
— MSI/DN

Andere:
Forza Italia
Patto Segni
La Rete

1994
74,8

%

19,1
6,1
-

1,8
0,7
-

10
0,6
0,7
-
-
-

2,1
3,2
-
-
-

6,6

0,4
12,5
-

30,6
3,2

1,1

Sitze

16
5
-
2
1
-
8
1
1
-
-
-
2
3
-
-
-

6

-
11
-

27
3
1

1989
81,5%

%

_
-

27,6
14,8
2,7
-

32,9
0,5
-
-
-
4,4
-
3,8
2,4
1,2
1,3

1,8
}
} 0,6

-
5,5

-
-
_

Sitze

-
-

22
12
2
-

26
1
-
-
-
4
-
3
2
1
1

2

1
-
4

-
-
_

1984
83,9%

%

_
-

33,3
11,2
3,5
-

33
0,6
-
6,1
3,4
-
-
-
-
-
1,4

-
0,5
-
-
6,5

-
-
_

Sitze

_
-

27
9
3
-

26
1
-
5
3
-
-
-
-
-
1

-
1
-
-
5

-
-
_

1979
85,5%

%

_
-

29,6
11
4,3

1,1
36,4
0,6
2,6
3,6
3,7
-
-
-
-
-
0,7

-
-
-
-
5,4

-
-
—

Sitze

_
-

24
9
4
1

29
1
2
3
3
-
-
-
-
-
1

-
-
-
-
4

-
-
_

LUXEMBURG: 6 Sitze (unverändert)

Beteiligung 1994*
90%

Parteien

POSL
PCS
Demokratesch Partei

Andere:
Die Grünen

% Sitze

24,8 2
31,4 2
18,8 1

10,9

1989
87,4%

25,4
34,9
20

Sitze

2
3
1

1984
87%

29,9
34,9
22,1

Sitze

2
3
1

1979
88,9%

% Sitze

21,6 1
36,1 3
28,1 2

* am gleichen Tag Landeswahlen
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NIEDERLANDE: 31 Sitze (zu

Beteiligung

Parteien

PvdA
CDA
VVD
D'66
Groen Links (ex.Regenb.)
Staatkundig Gereformeerde
Partij

vor 25)

1994
35,6%

% Sitze

22,9
30,8
17,9
11,7
3,7

7,8

8
10
6
4
1

2

1989
47,2%

% Sitze

30,7
34,6
13,6
5,9
7

5,9

8
10
3
1
2

1

1984
50,5%

% Sitze

33,7
30
18,9
-
5,6

5,2

9
8
5
-
2

1

1979
57,8%

% Sitze

30,4
35,6
16,2
9
-

-

9
10
4
2
-

-

PORTUGAL: 25 Sitze (zuvor 24)

Beteiligung

Parteien

PS
PRD
CDS
PSD
CDU: PCP-PEV

Andere:
Centro Democ. Social

1994
35,7%

% Sitze

34,7 10
-

-
34,3 9
11,2 3

12.4 3

1989
51,1%

% Sitze

28,5 8
- —

14,2 3
32,7 9
14,4 4

_ _

1987*
72,2%

% Sitze

22,5 6
4,4 1

15,4 4
37,4 10
11,5 3

_ _

Portugal ist seit dem 1. Januar 1986 EG-Mitglied. Die Abgeordneten wurden erst benannt, am
19. Juli 1987 dann im allgemeinen Wahlrecht in das EP gewählt.
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SPANIEN: 64 Sitze (zuvor 60)

Beteiligung

Parteien

PSOE
Partido Populär
— früher AP
CIU: UDC-CDC
Coaliciön FORO-CDS
— CDS
— IP
Agrupaciön Ruiz-Mateos
Coaliciön Nacionalista
CAPA: PA + PAP
Por la Europa de Los Pueblos
Izquierda Unida
Herri Batasuna

1994
59,6%

% Sitze

30,6 22
40,2 28

-
4,6 3
0,9
-
-
0,4
2,8 2
0,7
1,2

13,4 9
0,9

1989
54,8%

%

40,2
21,7
-
4,3
7,2
-
1,9
3,9
1,9
1,9
1,5
6,2
1,7

Sitze

27
15
-
2
5
-
1
2
1
1
1
4
1

1987*
68,9%

% Sitze

39,1 :
-

24,7
4,4
-

10,3
-
-
-
-

1,7
5,2
1,9

>8
-

17
3
-
7
-
-
-

1
3
1

Spanien ist seit dem 1. Januar 1986 EG-Mitglied. Die spanischen Abgeordneten sind am 10.
Juni 1987 über das System des allgemeinen Wahlrechts ins EP gewählt worden. Die
Abgeordneten, die bereits vorher dem EP angehörten, waren vom spanischen Parlament benannt
worden.

VEREINIGTES KÖNIGREICH: 87 Sitze (zuvor 81)

Beteiligung

Parteien

Labour
SDLP
Conservative
Ulster Union Party
Scottish National Party
Democ. Union Party

Andere:
Liberal Democrat
Green

%

44
1

27
1
2
1

16
4

1994
36,2%

Sitze

62
1

18
1
2
1

2
-

1989
36,2%

%

38,9
0,9

33
0,8
2,6
1

6,4
15

Sitze

45
1

32
1
1
1

-
-

1984
32,6%

%

34,7

1,1
38,8

1
1,6
1,6

-
-

Sitze

32
1

45
1
1
1

-
-

1979
31,6%

% Sitze

31,6
1,1

48,4
0,9
1,9
1,3

12,6
-

17
1

60
1
1
1

-
-

Quelle: Agence Europe 1890 v. 23.6.1991.
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